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„In Bielefeld der liebe Herrgott persönlich und in Wiedenbrück der leibhaftige Satan“
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Eindrücke aus den 
Jahren 1972/1973
1 _  Kreuzung Königstraße/Münsterstraße  
in Gütersloh im Advent. (Stadtarchiv  
Gütersloh BB08928)

2 _ Wechsel des Schildes vor der Polizei- 
station Gütersloh im Rahmen der Gründung 
des Kreises Gütersloh an Neujahr 1973. 
(Kreisarchiv Gütersloh A 03b/05-675)

3 _  Festumzug zur Begründung der  
Städtepartnerschaft zwischen Herzebrock- 
Clarholz und Le Chambon-Feugerolles.  
(Kreisarchiv Gütersloh A 03b/05-418)

4 _  Rosenmontagsumzug in Wieden- 
brück mit Motivwagen „Was wird aus  
der Kreisverwaltung?“.  
(Kreisarchiv Gütersloh A 03b/05-676) 

5 _  Erste Sitzung des Kreistages Gütersloh 
im Rathaus Gütersloh. Der gerade neu  
gewählte Landrat Paul Lakämper ver- 
pflichtet seine Stellvertreter Fritz Ostmeyer 
(Mitte) und Hans Witte (links).  
(Kreisarchiv Gütersloh A 03b/05-674)
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Die Gründung des Kreises Gütersloh
„In Bielefeld der liebe Herrgott persönlich  
und in Wiedenbrück der leibhaftige Satan.“

zum 1. Januar 1973 wird der Kreis gütersloh aus den Kreisen 
halle (Westf.) und Wiedenbrück sowie der Stadt harsewinkel 
und der gemeinde Schloß holte-Stukenbrock gebildet. doch der 
Weg bis zur gründung ist nicht konfliktfrei. Wie laufen die dis-
kussionen in den ehemaligen Kreisen halle und Wiedenbrück 
sowie der Stadt harsewinkel (ehemals Kreis Warendorf ) und der 
gemeinde Schloß holte-Stukenbrock (ehemals Kreis bielefeld) 
ab? Wo gibt es unterstützung und wer leistet Widerstand? Wie 
groß ist der entscheidungsspielraum der beteiligten Kreise und 
Kommunen überhaupt? diesen fragen geht die broschüre an-
lässlich des 50jährigen Jubiläums des Kreises gütersloh nach.
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Kommunale  
Neugliederung in NRW

01

Wenn wir das 
nicht durchführen, 
sind wir im Eimer



Grenzen der Kreise und kreisfreien  
Städte in NRW im Jahr 1967, vor der  
kommunalen Neugliederung. Die  
Kreise Halle (Westf.) und Wiedenbrück  
verbindet erst nach der ersten Neu- 
gliederungsphase eine gemeinsame  
Grenze. (Geschichtlicher Handatlas von  
Westfalen, Erste Lieferung, Kreisgrenzen  
1967; Bearb. Geoinformation Kreis Gütersloh)

Planungsüberlegungen in NRW
Die territoriale gliederung nordrhein-West- 
falens bis zur kommunalen neugliederung  
der 1960er und 1970er Jahre geht in ihren 
grundzügen auf das frühe 19. Jahrhundert 
zurück, teilweise sogar noch darüber hinaus. 
Die flächen- und einwohnerzahlen der ge-
meinden und Kreise weichen dabei erheb- 
lich voneinander ab. Die Bevölkerungsgröße 
der einzelnen Kreise reicht von 50.000 bis  
hin zu 300.000 einwohnern. Der Kreis halle 
(Westf.)1 umfasst knapp 305 qkm, hat  
65.811 einwohner und damit eine Bevölke-
rungsdichte von 216 einwohnern pro qkm. 
Vier amtsverwaltungen mit insgesamt  
37 gemeinden nehmen die kommunalen  
aufgaben wahr. Der Kreis Wiedenbrück um-
fasst knapp 500 qkm und weist mit 168.243 
einwohnern eine Bevölkerungsdichte von  
337 einwohnern pro qkm auf. Vier Städte  
und fünf Ämter mit insgesamt 27 gemeinden 
nehmen die kommunalen Verwaltungsauf- 
gaben wahr.2 

Bis ende der 1950er Jahre ist kein Bedarf  
an gebietsreformen in nordrhein-Westfalen 
erkennbar. Die Jahre nach dem Zweiten  
Weltkrieg sind geprägt vom Wiederaufbau  
des zerstörten landes, einem starken wirt-
schaftlichen Wachstum und einem bis dahin 
unbekannten Zuzug von flüchtlingen und 
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von 1970 klar, dass nach der neuordnung des 
ländlichen Raums nunmehr die neugliede-
rung der Städte und Kreise ein Schwerpunkt 
der arbeit der landesregierung sein werde: 
„Die landesregierung ist entschlossen, die 
Verwaltungsreform auf der gemeinde- und 
Kreisebene fortzuführen und während der  
legislaturperiode für das gesamte land ab- 
zuschließen“.5 ausgangspunkt ist ein gut- 
achten der Sachverständigenkommission für 
die kommunale neugliederung, das diese be-

Vertriebenen. Die Situation ändert sich erst  
in den 1960er Jahren. Durch eine Verbes- 
serung der Verkehrswege, eine wachsende  
Mobilität und eine veränderte Kommunika- 
tion hat eine allmähliche angleichung der  
lebensverhältnisse von Stadt und land ein- 
gesetzt. arbeit, Wohnen, Bildung, erholung 
und freizeitgestaltung sind nicht mehr nur  
auf die eigene Kleingemeinde beschränkt, 
sondern verteilen sich auf einen größeren 
Raum. Diese Veränderung führt zu einem 
stärkeren anspruchsdenken an die leistungs-
fähigkeit der örtlichen Verwaltungen. 

Viele Kleingemeinden sind diesen ansprüchen 
aber nicht mehr gewachsen. Vor dem hinter-
grund des Verfassungsgebotes der gleichheit 
der lebensverhältnisse besteht hier akuter 
handlungsbedarf. Die Kleingemeinden sind 
„den vor langen Jahrzehnten geschneider- 
ten Kleidern ihrer gebietsorganisation längst 
entwachsen“. es gilt jetzt, „neue Kleider zu 
schneidern, die auch in Zukunft voraussicht-
lich noch passen werden“.3 noch deutlicher 
wird der erste Vorsitzende des landtags- 
ausschusses für Verwaltungsreform, Walter 
Möller: „Wir haben ein Werk begonnen, das 
verdient, mit Sorge und geduld bearbeitet 
und entschieden zu werden. aber eines  
sage ich […]: Wenn wir das nicht durchfüh- 
ren, sind wir im eimer!“ 4

Neugliederung der Kreise in NRW
Der Startschuss für die kommunale neuglie-
derung in nRW fällt schließlich im Oktober 
1965. Die landesregierung leitet das erste 
neugliederungsprogramm ein, das zwischen 
herbst 1967 und Sommer 1969 umgesetzt 
wird und sich auf die gebietliche neugliede-
rung der ländlichen gemeinden konzentriert.
Direkt im anschluss an das erste neugliede-
rungsprogramm macht Ministerpräsident 
heinz Kühn in seiner Regierungserklärung  

↑  Ministerpräsident Heinz Kühn, in dessen Amtszeit die kommunale Neugliederung in NRW fällt. Aufnahme von einer 
Plenarsitzung des Landtags am 13. September 1972. (Bildarchiv des Landtags Nordrhein-Westfalen, A0601/2800/0952, 
Foto: Eva Tüsselmann)
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reits am 9. april 1968 vorgelegt hatte und  
das sich unter anderem mit der Reform der 
Kreise befasst. Die Kommission kommt zu 
dem ergebnis, dass viele Kreise nicht mehr 
den erfordernissen einer modernen leis-
tungsverwaltung entsprechen. Sie seien zu 
klein, um fachpersonal beschäftigen oder 
„moderne arbeitsmethoden“ anwenden  
zu können. Vor allem aber beklagt die Kom- 
mission, dass sich das gebiet vieler Kreise 
„nicht mit den Räumen [deckt], in denen  
nach landesplanerischen gesichtspunkten 
eine geordnete nutzung und Sicherung der 
fläche angestrebt werden muß“.6 Sie de- 
finiert mehrere allgemeine Maßstäbe für  
die gebietliche neugliederung der Kreise,  
die zukünftig mehr als 200.000 einwohner 
zählen und größer als 1.000 qkm sein  
sollen.7 

auf Basis der allgemeinen grundsätze unter-
breitet die Kommission einen Vorschlag für 
die kommunale neugliederung der Kreise  
in nRW, die im ganzen land einheitlich  
umgesetzt werden soll. Die Kommission  
betont, dass es sich dabei um ein Modell  
handelt, das zur Diskussion gestellt wird  
und dass andere Modelle denkbar seien.  
Da sich landtag und landesregierung nicht 
zutrauen, den Kraftakt der kommunalen 
neugliederung für das ganze land in einem 

Zuge umsetzen zu können, wird das land  
in neugliederungsräume unterteilt. Inner- 
halb eines solchen Raumes wird die neu- 
gliederung der Kreise gebündelt durchge-
führt. Kreiszusammenschlüsse über die  
grenzen dieser neugliederungsräume hin- 
weg sind nicht vorgesehen. 

einer dieser neugliederungsräume ist der 
Raum Bielefeld, der die kreisfreie Stadt Bie- 
lefeld sowie die Kreise Bielefeld, herford, 
halle, Minden, lübbecke, Detmold, lemgo 
und Wiedenbrück umfasst.8 Die Umsetzung 
der Reform läuft in allen neugliederungs- 
räumen gleich ab: Zunächst erfolgt die  
erarbeitung eines Vorschlags durch die  
arbeitsgruppe des Innenministers nach  
Vorschlägen der Oberstadt- und Oberkreis- 
direktoren und nach anhörung der gemein-
den. In einem zweiten Schritt wird der Vor-
schlag der arbeitsgruppe in den Räten der 
kreisfreien Städte und in den Kreistagen  
diskutiert. Zum endgültigen Vorschlag des  
Innenmisters können die gemeinden und 
Kreise dann förmliche Stellungnahmen  
abgeben. In einem dritten Schritt erarbeitet 
das Innenministerium dann einen gesetzes- 
entwurf. Im abschließenden Schritt folgt  
die einbringung des entwurfes in den land-
tag, wo er beraten und verabschiedet wird.  
In diesem Rahmen wird durch den zuständi-

gen Verwaltungsausschuss des landtags den 
betroffenen Kreisen in anhörungsveranstal-
tungen vor Ort noch einmal die gelegenheit 
zur Stellungnahme gegeben.9 
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Beginn der Diskussionen
Startpunkt für die neugliederung im Biele- 
felder Raum ist das 1968 vorgelegte gut- 
achten der Sachverständigenkommission für 
die kommunale neugliederung des landes 
nordrhein-Westfalen. Die Kommission schlägt  
die gründung eines Kreises Bielefeld-halle  
mit 219.703 einwohnern vor. neben den ge- 
meinden des Kreises halle sollen dem neuen 
Kreis auch der südliche teil des Kreises Bie- 
lefeld sowie die gemeinden Schloß holte  
und Stukenbrock angehören. Das gutachten  
beschreibt den Kreis halle als verhältnis- 
mäßig strukturschwach. neben kleineren  
und mittleren industriellen Betrieben spielt  
die landwirtschaft noch eine erhebliche  
Rolle. Der Kreis halle bedürfe daher der Zu-
sammenarbeit mit dem wirtschaftsstarken 
Raum Bielefeld, den ein starker Dienstleis-
tungssektor sowie eine leistungsfähige textil-,  
Metall-, nahrungs- und holzindustrie aus-
zeichnet.10 

Zu einem ähnlichen ergebnis kommen die 
Professoren Klaus Stern und günter Püttner  
in ihrer Untersuchung zur neugliederung der 
Kreise in nRW, die sie im auftrag des land-
kreistages erstellt haben. für sie ist der Kreis 
halle in seiner jetzigen form „eindeutig zu 
klein“. Da aller Voraussicht nach der Kreis  
Bielefeld durch einige eingemeindungen in  

die Stadt Bielefeld „eine Schwächung“ er- 
fahre, stelle sich auch für diesen Kreis die  
Vergrößerungsfrage. Die beiden autoren 
kommen daher in ihrer Untersuchung zu  
dem Schluss, dass angesichts „der grenzlage 
des Kreises halle [..] praktisch nur die nicht 
unbedingt ideale Vereinigung beider Kreise 

übrig [bleibe], wenn man nicht das ganze  
regionale gefüge verändern will.“ aufgrund 
der Befürchtungen im Kreis halle, zu einem 
Randgebiet Bielefelds herabgestuft zu wer-
den, solle der Kreissitz „im Interesse der  
besseren entwicklung des nebenzentrums 
halle dorthin gelegt“ werden.11 

↑  Hans Schwier „eröffnet“ die Diskussion über die Kreisneugliederung im Kreis Halle. Aufnahme von einer Plenarsitzung im 
Landtag von NRW im Juli 1974. (Bildarchiv des Landtags Nordrhein-Westfalen, A0601/2804/800, Foto: Eva Tüsselmann)
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anfang 1970 nimmt schließlich die Diskus- 
sion über die neugliederung auch im Kreis 
halle richtig fahrt auf. Im Vorfeld einer  
Kreistagssitzung äußert sich der SPD-frak- 
tionsvorsitzende hans Schwier im West- 
falen-Blatt und fordert, dass „nun endlich  
der Kreistag dran“ sei, sich mit dem thema  
zu befassen. für ihn stellt sich nur noch die 
frage: „Mit wem sprechen wir über die neu-
ordnung, bevor die landesregierung über  
unsere Köpfe hinweg entscheidet? Mit Bie- 
lefeld oder Wiedenbrück? Die SPD sagt  
Bielefeld!“ 12 

tatsächlich ist das thema auf der Sitzung  
des haller Kreistages am 22. Januar 1970 
„dran“ und es offenbaren sich unterschied- 
liche Positionen. Die CDU möchte die Vor-
schläge der landesregierung zum Bielefelder 
Raum abwarten, schließlich „steht und fällt 
das Schicksal des Kreises halle“ mit der Stadt 
Bielefeld. Sollte Brackwede an die Stadt Bie- 
lefeld kommen, gäbe es für einen Zusammen-
schluss der Kreise halle und Bielefeld keine 
Chance mehr. landrat fritz Ostmeyer plädiert 
daher namens der CDU dafür, nicht nur mit 
Stadt und Kreis Bielefeld, sondern auch mit 
dem Kreis Wiedenbrück zu verhandeln. hans 
Schwier von der SPD hält es für falsch, auf die 
Vorschläge der landesregierung zu warten. 
„es ist dann sicherlich zu spät.“ er schlägt vor, 

schon jetzt das gespräch mit den nachbar-
kreisen zu suchen. Der Kreistag halle solle 
sich mit dem thema befassen, da es auch in 
der Öffentlichkeit bereits diskutiert werde.13 

Vorschläge von Oberkreisdirektor 
Baltzer für eine Kreisreform 
Im Oktober 1970 erarbeitet Oberkreisdirek- 
tor Klaus Baltzer vier Szenarien für eine mög-
liche Kreisreform, die er ausführlich in einem 
gutachten erläutert.14 er untersucht vier Op- 
tionen für den Kreis halle: 1) Der Kreis halle 
bleibt in seinem jetzigen Umfang bestehen;  
2) Der Kreis halle schließt sich mit dem süd- 
lichen teil des Kreises Bielefeld zu einem 
neuen Kreis Ravensberg zusammen; 3) Der 
Kreis halle schließt sich mit dem südlichen  
teil des Kreises Bielefeld und dem Kreis Wie-
denbrück zu einem neuen Kreis gütersloh  
zusammen; 4) Die Kreise halle und Wieden-
brück schließen sich zu einem Kreis gütersloh 
zusammen. Oberkreisdirektor Baltzer kommt 

→
Brackwede ist entscheidend für das Zustande- 

kommen eines möglichen Kreises Bielefeld-Halle. 
Sollte Brackwede der Stadt Bielefeld zugeordnet  
werden, hätte ein solcher Kreis keine Chance auf  

Realisierung. Das Luftbild von etwa 1970 zeigt die  
Eisenbahnlinie Brackwede in Richtung Bielefeld,  

den Bahnhof, die Artur-Ladebeck-Straße, die Carl- 
Severing-Straße, die Osnabrücker Straße sowie  

das Brackweder Freibad. (Stadtarchiv Bielefeld, 
400,003/12-008-087)
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zu der Schlussfolgerung, dass die ersten drei 
Optionen nicht umsetzbar sind und nur die 
vierte aussicht auf erfolg verspricht.

Dieser Zusammenschluss zum Kreis gütersloh 
würde 264.340 einwohner haben und knapp 
982 km² umfassen und aus 12 oder 13 ge-
meinden bestehen. Sitz der Kreisverwaltung 
wäre die Stadt gütersloh. gegen einen sol-
chen Zusammenschluss führt Oberkreisdirek-
tor Baltzer nur zwei Punkte auf. er bemängelt 
die fehlenden Beziehungen zwischen dem 

Kreis halle und dem Kreis Wiedenbrück. Zu-
dem bestünden zwischen der Stadt gütersloh 
als Kreissitz und dem Kreis halle nur wenige 
Verbindungen.

Die positiven aspekte dieser lösung überwie-
gen in dem gutachten des Oberkreisdirektors 
aber eindeutig. Der Kreis erreiche die in den 
gutachten erforderliche Mindesteinwohner-
zahl und die Mindestanzahl an gemeinden. 
Der gesamte Raum sei zudem auf Bielefeld 
„als Zentrum höherer Ordnung“ ausgerichtet, 

wodurch ihm „ein eigenes und vor allem auch 
einheitliches mit der Region Bielefeld abge-
stimmtes entwicklungsziel zugewiesen wer-
den“ kann. auch die Wirtschaftskraft des zu-
künftigen Kreises überzeugt den Oberkreisdi-
rektor. für eine solche lösung spricht aus 
Sicht des Oberkreisdirektors auch, dass gü-
tersloh als Kreisstadt von allen Orten des Krei-
ses aus gut zu erreichen ist. es bestehe zu-
dem die Möglichkeit, den Kreis halle ge-
schlossen der neuen Verwaltungseinheit zu-
zuordnen. Der neue Kreis würde über eine 

↑ Vorschläge 2 bis 4 des Haller Oberkreisdirektors Klaus Baltzer zur Kreisneuordnung vom 21. Oktober 1970. (Kreisarchiv Gütersloh, A 01/02b-670)
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Zusammenschlusses der Kreise halle und  
Bielefeld festhalten, will die CDU keine fest- 
legung. es solle stattdessen in beide Rich- 
tungen verhandelt werden – mit Wiedenbrück 
und mit Bielefeld. Doch die CDU kann sich  
mit ihrer haltung nicht durchsetzen. Mit  
knapper Mehrheit nimmt der Kreistag einen 
entschließungsantrag an, wonach der Kreis 
halle ungeteilt mit dem Kreis Bielefeld zu- 
sammengeschlossen werden soll. es sollen 
Verhandlungen über einen Zusammenschluss 
mit dem Kreis Bielefeld geführt werden.15 

Mitte februar 1971 kommt der Kreistag halle 
erneut zusammen. auf die anfrage der SPD- 
fraktion, was denn hinsichtlich des Kreistags-
beschlusses vom 12. november 1970 gesche-
hen sei, räumt landrat fritz Ostmeyer (CDU)
freimütig ein, noch keine Schritte eingeleitet 
zu haben. er begründet dies damit, dass sein  
Bielefelder amtskollege auf ein gespräch  
augenscheinlich keinen Wert lege. er hebt  
zudem hervor, dass nach einem kürzlich statt-
gefundenen gespräch zwischen dem Innen-
minister und den landräten und Oberkreis- 
direktoren aus dem Regierungsbezirk Det-
mold klar geworden sei, dass der Kreis Biele-
feld der falsche Verhandlungspartner sei. er 
nennt den Kreis Wiedenbrück zwar nicht  
beim namen, betont aber, dass man durch 
Verhandlungen mit dem Kreis Bielefeld „un-

„ausreichende Verwaltungskraft“ verfügen 
und auch die Versorgung der Bevölkerung mit 
Schulen, Krankenhäusern und feuerwehren 
wäre ohne Weiteres gewährleistet. es ist also 
keine große Überraschung, dass der Ober-
kreisdirektor zu dem Schluss kommt, dass 
einzig die Bildung des Kreises gütersloh aus 
den Kreisen halle und Wiedenbrück die „für 
den gesamten Raum und seine Bevölkerung 
auf lange Sicht beste lösung“ darstellt. 

Diskussionen im Kreistag Halle
am 12. november 1970 kommt der Kreistag 
halle zu einer Sitzung zusammen, auf der 
auch ausführlich die kommunale neuglie- 
derung diskutiert wird. Oberkreisdirektor 
Klaus Baltzer stellt noch einmal seine vier 
Denkmodelle vor. Der fraktionsvorsitzende 
der fDP, Wilhelm huxohl, hält an einem  
Umlandkreis Bielefeld unter einschluss des  
Kreises halle fest. ein Umlandkreis – so  
seine haltung – „könne die Stadt Bielefeld 
sehr wohl im durchaus positiven Sinne im 
Zaume halten.“ auch der Vorsitzende der  
SPD Kreistagsfraktion, hans Schwier, be- 
fürwortet nach wie vor einen Umlandkreis 
Bielefeld-halle und fordert eine klare Willens-
bekundung des Kreistages. Die CDU schließt 
sich diesem Vorschlag nicht an. Ihr fraktions-
vorsitzender friedrich Blotenberg betont, 
dass die Stadt Bielefeld als Oberzentrum er-

weitert werden wird, zu lasten des Biele- 
felder Kreises. Zum jetzigen Zeitpunkt sollte  
der Kreis halle noch keine Stellungnahme  
verabschieden. ansonsten bestände die  
gefahr einer aufteilung des Kreises halle:  
„Das sei eine tödliche gefahr.“

es folgt eine intensive Debatte, an der sich 
zahlreiche Kreistagsmitglieder beteiligen. 
Während fDP und SPD an ihrem Ziel eines  

↑  Der Haller Oberkreisdirektor Klaus Baltzer plädiert 
schon früh für einen Zusammenschluss der Kreise Halle 
und Wiedenbrück. (Kreisarchiv Gütersloh, A 03b/05-9)
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sere Position in Verhandlungen mit einem 
Partner, mit dem wir es später einmal zu tun 
haben werden“, erheblich schwächen werde. 
Die ausführungen des landrates sorgen für 
empörung bei SPD und fDP. Kreistagsmit- 
glied Wilhelm huxohl von der fDP zeigt sich 
„maßlos enttäuscht und sehr verärgert da- 
rüber, daß ein Kreistagsbeschluß so wenig 
wert sei.“ Kreistagsmitglied herbert Zachau 
von der SPD ist „erschüttert“ über die nicht-
beachtung des Kreistagsbeschlusses, „sein 
Vertrauen sei dahin.“16 

Erörterungstermin mit der  
Neugliederungskommission
am 9. März 1971 findet in der aula des Kreis-
gymnasiums eine Sitzung des Kreistages 
statt, auf der als einziger tagesordnungs- 
punkt die neugliederung des Kreises halle  
besprochen wird.17 an der Sitzung nehmen 
auch mehrere Mitglieder der neugliederungs-
kommission des nRW-Innenministeriums  
teil, u.a. der leitende Ministerialrat heinz  
Köstering. Dieser erläutert erst die allge- 
meinen grundsätze einer Kreisreform, ehe  
er dann auf den Kreis halle zu sprechen 
kommt. gleich zu Beginn macht er klar,  
dass ein eigenständiger Kreis halle keine  
Zukunft habe. ebenfalls unmissverständlich 
skizziert er die Zukunft des Kreises Biele- 
feld. er zeigt sich überzeugt, dass alle ge-

meinden des Kreises Bielefeld – mit aus-
nahme Schloß holte-Stukenbrocks – so eng 
mit der Stadt Bielefeld verflochten seien,  
dass „es auf die Zukunft gesehen richtig ist, 
diesen Bereich mit der Stadt Bielefeld zu  
verbinden und unter eine gemeinsame kom-
munale entscheidungsmacht, unter einen  
gemeinsamen Rat zu bringen.“ Da also ein  
gemeinsamer Kreis zwischen Bielefeld und 

halle nun nicht mehr in frage komme, blie- 
ben für den Kreis halle nur noch drei Optio-
nen: ein Zusammengehen mit dem Kreis  
herford, mit dem Kreis Warendorf oder aber 
mit dem Kreis Wiedenbrück. ein Zusammen-
gehen mit herford scheint Ministerialrat  
Köstering eine „sehr gewaltsame lösung“  
zu sein, da dieser Kreis einen eigenständigen 
Wirtschaftsraum darstelle. ein Zusammen- 
gehen mit Warendorf scheide aus, weil der 
Raum Warendorf zum oberzentralen Bereich 
der Stadt Münster gehöre und der Raum  
halle zum oberzentralen Bereich der Stadt 
Bielefeld. 

Bleibt nur ein Zusammengehen mit dem Kreis 
Wiedenbrück. aus Sicht des Ministerialrates 
würde es sich beim neuen Kreis „um einen 
durchaus leistungsfähigen Kreis“ mit 12 ge-
meinden und 253.000 einwohnern handeln. 
Den Bestrebungen der gemeinde Werther, 
nach Bielefeld eingemeindet zu werden, er- 
teilt er eine absage. Die Verflechtungen des 
Raumes Werther mit Bielefeld seien nicht so 
groß, dass eine absolute notwendigkeit einer 
eingemeindung bestände. „Daß die gemeinde 
einen anderen Wunsch geäußert hat, will ich 
hier jetzt erst mal als zweitrangig daneben-
stellen, aber jedenfalls wird man von den ob-
jektiven Daten eine zwingende notwendigkeit 
dafür nicht begründen können.“ 

↑  Der Haller Landrat Fritz Ostmeyer (CDU) wird scharf 
von SPD und FDP wegen seines Vorgehens kritisiert. 
(Kreisarchiv Gütersloh, A 03b/05-166)
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Wilhelm huxohl. aus seiner Sicht sei die Stadt 
Bielefeld mit den gebietszuwächsen über- 
fordert. er plädiert für ein Zusammengehen 
des Kreises halle mit dem südlichen teil des 
Kreises Bielefeld. Mit Blick auf die neuord-
nungskommission meint er, dass „schon ein 
ungeheuerlicher Mut“ dazu gehört, „sich  
anzumaßen, eine derartige einheit nur der 
Karte nach zu trennen, ohne an das gesamt-
wohl der darin lebenden Bürger zu denken.“ 

Kritik äußert auch der fraktionsvorsitzende 
der SPD, hans Schwier. Die Vergrößerung der 
Stadt Bielefeld sei völlig überdimensioniert, 
„eine wild aus der luft gegriffene größe“. 
Denn wenn „jemand dicker wird, so schnell 
geht’s doch nicht.“ Schon seit ein paar Jahren 
sei seiner Partei bewusst, dass der Kreis  
halle als eigenständiger Kreis nicht weiter  
bestehen kann. aber der Kreis halle sei wirt-
schaftlich, verkehrstechnisch und kulturell  
auf den Raum Bielefeld ausgerichtet, die Stadt 
sei Mittel- und Oberzentrum für den Kreis 
halle zugleich. Die SPD sei in keiner Weise 
überzeugt davon, dass der Zusammenschluss 
der Kreise halle und Wiedenbrück sinnvoll sei. 

In der sich anschließenden aussprache er- 
klärt der fraktionsvorsitzende der CDU,  
friedrich Blotenberg, dass seine Partei nicht – 
wie zuweilen kolportiert – „lieber heute als 
morgen mit fliegenden fahnen gen Wieden-
brück marschieren“ würde. aber seine Par- 
tei habe die vorgetragenen ergebnisse der 

neuordnungskommission nicht überrascht. 
Weder ein eigenständiger Kreis halle noch  
ein Zusammenschluss mit dem Kreis Biele- 
feld kämen in frage. Die CDU habe den  
Mut aufgebracht, das gegenüber der Bevöl- 
kerung auch frühzeitig zu kommunizieren.  
für die fDP spricht ihr fraktionsvorsitzender 

←
Auch die Stadt Bielefeld erarbeitet Vorschläge  
für die kommunale Neugliederung. Die Gemeinden  
des Amtes Werther möchte sie gerne in ihr Gebiet  
eingliedern. (Kreisarchiv Gütersloh A 02/03a -194)
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Drastischer drückt es sein fraktionskollege  
Dr. hans hauck aus: „Die Zuordnung zu einem 
Kreis gütersloh halte ich für einen Witz.“ 

Damit sind die Weichen aber noch nicht end-
gültig gestellt. Schließlich hat der Kreistag  
Bielefeld die Vorschläge der neugliederungs-
kommission mit großer Mehrheit abgelehnt. 
Im Kreistag halle befürworten die SPD und  

die fDP nach wie vor einen Zusammenschluss  
der Kreis Bielefeld und halle und es ist nicht 
anzunehmen, dass sie „ohne weiteres kapi- 
tulieren werden“. Der Vorschlag der neu- 
gliederungskommission ist zunächst einmal 
nur ein Vorschlag der exekutive und muss 
noch den landtag passieren. es kann sich  
also „noch einiges tun, was natürlich nicht 
heißt, daß sich etwas tun muß“. Die Debatten 
um die neugliederung setzen sich aber auf 
alle fälle fort.18 

Treffen der Kreisausschüsse  
Bielefeld und Halle
am 30. april 1971 kommen die Kreisaus-
schüsse halle und Bielefeld zu einem ge- 
meinsamen treffen im hotel Quellental in  
Steinhagen zusammen. hans Schwier von  
der SPD weist darauf hin, dass die Vorstel- 
lungen in den Kreisen halle und Bielefeld  
vielfach übereinstimmen würden, was „auch 
zu gleichen Stellungnahmen“ führen solle.  
er hält nach wie vor an einem Zusammen-
schluss des Kreises halle und des südlichen 
teils des Kreises Bielefeld fest. für den Kreis 
Wiedenbrück schlägt er eine einbeziehung 
des amtes harsewinkel vor. Sein Vorschlag 
habe „eine ganze Menge Punkte für sich,  
eine lupenreine lösung habe man aber nicht.“ 
nach intensiven Diskussionen fassen beide 
Kreisausschüsse den einstimmigen Beschluss, 

dass der haller Oberkreisdirektor Klaus  
Baltzer und der Bielefelder Oberkreisdirektor 
hans-Martin Kahler einen gemeinsamen  
Vorschlag für die Kreise Bielefeld und halle  
erarbeiten sollen.19

am 21. Juni 1971 findet die zweite Sitzung der 
Kreisausschüsse halle und Bielefeld im Kreis-
haus Bielefeld statt. Bei dem treffen bleibt es 
bei den zuvor schon geäußerten Meinungen. 
Der haller Oberkreisdirektor Klaus Baltzer be-
gründet, warum es zu keinem gemeinsamen 
Vorschlag von ihm und dem Bielefelder Ober-
kreisdirektor gekommen ist. er hält an seinem 
Vorschlag eines Zusammenschlusses der 
Kreise halle und Wiedenbrück zu einem Kreis 
gütersloh fest, für alle anderen Vorschläge 
„sehe er keine argumente“. er plädiert dafür, 
sich den Weg zu einem gebietsänderungsver-
trag mit dem Kreis Wiedenbrück offenzuhal-
ten, falls der Innenminister in seinem entwurf 
eine derartige lösung vorschlage.

Der Bielefelder Oberkreisdirektor hans-Martin 
Kahler schlägt stattdessen einen Zusammen-
schluss der Kreise Bielefeld und halle, der ge-
meinden Spenge und enger aus dem Kreis 
herford sowie der gemeinden leopoldshöhe 
und Oerlinghausen aus dem Kreis lemgo vor. 
aus dem Kreis Bielefeld sollen die gemeinden 
der Ämter Dornberg und heepen sowie die 

↑  Die Bielefelder Stadtspitze, hier Oberbürgermeister  
Herbert Hinnendahl, möchte das Stadtgebiet gerne  
um das Amt Werther vergrößern, findet aber keine  
Unterstützung bei der Landesregierung.  
(Stadtarchiv Bielefeld, Fotosammlung 61-011-80)
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gemeinde gadderbaum in die Stadt Bielefeld 
einbezogen werden. Damit habe die Stadt ge-
nügend fläche für seine gewerbliche entwick-
lung, für weitere Wohnsiedlungen und für die 
Schaffung zentraler einrichtungen einschließ-
lich der Universität gewonnen. generell blei-
ben die SPD und die fDP aus dem Kreis halle 
bei ihrer ablehnung eines Zusammengehens 
mit dem Kreis Wiedenbrück und ihrer Befür-
wortung eines Zusammenschlusses mit dem 
Kreis Bielefeld. Dadurch werde ein leistungs- 
fähiger Kreis geschaffen. Der fDP-fraktions-
vorsitzede Wilhelm huxohl betont, „zwischen 
halle und gütersloh läge ein niemandsland 
von 20 km. er könne nicht einsehen, daß halle 
ein anhängsel von Wiedenbrück-gütersloh 
werde“. Insbesondere einige Mitglieder des 
Kreisausschusses Bielefeld kritisieren auch 
den haller Oberkreisdirektor Klaus Baltzer, da 
er ihrer Meinung nach einen gemeinsamen 
Vorschlag verhindert habe. lediglich die CDU- 
Mitglieder des Kreisausschusses halle unter-
stützen seinen Vorschlag eines Zusammen- 
gehens der Kreise halle und Wiedenbrück.  
Im anschluss an die Diskussionen beschlie- 
ßen der Kreisausschuss halle mit 4 gegen  
2 Stimmen und der Kreisausschuss Bielefeld 
bei einer gegenstimme, dass der Vorschlag 
des Bielefelder Oberkreisdirektors Kahler den 
jeweiligen Kreistagen zur Beschlussfassung  
vorgelegt werden solle.20

Das zweite Treffen der Kreisausschüsse Bielefeld und  
Halle findet im Kreishaus Bielefeld statt. Aufnahme von 1954. 
(Stadtarchiv Bielefeld, Fotosammlung 11-0329-139)
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Vorschlag des Innenministers
Mitte Juli 1971 stellt Innenminister Willi Weyer den Ober-
kreisdirektoren im Regierungsbezirk Detmold seine Vor-
schläge für die kommunale neugliederung im Raum Biele-
feld vor. Bis ende September können die Kreise Stellung zu 
den Vorschlägen nehmen.21 Der Vorschlag stellt auf etwas 
über 170 Seiten die neuordnung der gemeinden und 
Kreise des neugliederungsraumes Bielefeld dar. Der Innen-
minister hebt explizit hervor, dass „jede Kreislösung von 
der neuen Stadt Bielefeld ausgehen [muss], deren neuab-
grenzung Vorrang hat vor jeder Kreiskonzeption.“ 22 Der 
Vorschlag sieht daher vor, den Kreis Bielefeld aufzulösen 
und die meisten seiner Städte und gemeinden der Stadt 
Bielefeld einzugliedern. Die Kreise halle und Wiedenbrück 
sollen zu einem Kreis zusammengeschlossen werden. Die 
Planungen sehen vor, die gemeinde Schloß holte-Stuken-

←  
Der Bielefelder Oberkreisdirektor 
Hans-Martin Kahler erarbeitet meh-
rere Vorschläge zur kommunalen 
Neugliederung. Einer sieht einen 
Umlandkreis um die Stadt Bielefeld 
vor, bestehend aus den Kreisen  
Bielefeld und Halle. (Karte: Kreis- 
archiv Gütersloh, A 01/02b-670;  
Foto: Stadtarchiv Bielefeld, Foto-
sammlung 61-011-28) 



20

brock und die gemeinden des amtes harse-
winkel dem neuen Kreis gütersloh zuzuord-
nen. eine absage erteilt der Innenminister 
dem ansinnen der Stadt Bielefeld, ihr auch 
Werther einzugliedern. Die einbeziehung 
Werthers sei nicht notwendig, „um städtische 
Siedlungsbereiche mit gesteigertem Wohn- 
und freizeitwert zu erschließen“.23 

Der Innenminister verweist darauf, dass die 
gründung des neuen Kreises gütersloh „in 
Übereinstimmung mit den allgemeinen 
grundsätzen der Kreisreform“ stehe. er bildet 
mit der Stadt Bielefeld wirtschaftsräumlich 
eine einheit. Der Kreis gütersloh wird in der 
lage sein, einen strukturellen ausgleich  
zwischen seinen hochindustrialisierten,  
wirtschaftlich starken Bereichen und den 
schwächeren gebieten herzustellen. er ist  
gegenüber den Mittel- und Oberzentren  
Warendorf, Oelde, Münster, Detmold, lipp-
stadt und Paderborn klar abgegrenzt. Inner-
halb dieses abgegrenzten Raumes lässt sich 
„eine einheitliche und in sich abgeschlossene 
entwicklungsplanung“ festlegen. Der neue 
Kreis erfüllt mit über 250.000 einwohnern  
alle in den verschiedenen gutachten ge- 
nannten Mindesteinwohnerzahlen. Die Kreis-
verwaltung wird so in die lage versetzt, alle 
aufgaben zu erfüllen und eine „hinreichend 
spezialisierte Verwaltung“ einzurichten.24 

Entscheidende Sitzung des Kreistags Halle am 19. August 1971 im Steinhagener Dietrich-Bonhoeffer-Haus, auf der 
der Vorschlag von Innenminister Willi Weyer angenommen wird. Das Foto zeigt den Kreistag noch vor der ent-
scheidenden Debatte bei der Vereidigung seines neuen Mitglieds Ernst Niemann. (Haller Kreisblatt, Foto: Müller)
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dessen den Vorschlag des Bielefelder Ober-
kreisdirektors hans-Martin Kahler anzuneh-
men. Dieser sieht vor, den Kreis halle mit  
dem südlichen teil des Kreises Bielefeld zu-
sammenzuschließen. Der antrag verfehlt  
jedoch die notwendige Mehrheit. Im gegen-
zug stellt die CDU den antrag, dem Vorschlag 
des Innenministers im grundsatz zuzustim-
men. Mit den Stimmen der CDU und zwei  

Die Neuordnung nimmt Fahrt auf
Knapp einen Monat nach der ankündigung 
des Innenministers positioniert sich auch  
der Kreistag halle und trifft nach „einer an  
leidenschaftlichkeit wie an sachlicher härte 
kaum zu überbietenden zweistündigen  
Debatte“ eine entscheidung. In der Debatte 
betont der CDU-fraktionsvorsitzende fried-
rich Blotenberg, dass auch die CDU „nicht 
hellauf begeistert von der lösung gütersloh 
[ist]. Unser gefühl spricht auch für Bielefeld, 
aber jede gebietskörperschaft muß Opfer 
bringen, wenn es um neuordnung geht.“  
hans Schwier lehnt im namen seiner SPD- 
fraktion den Weyer-Vorschlag weiterhin  
ab, den er als „Dogma mit Verzierungen“ be-
zeichnet. Sein Parteikollege Dr. hans hauck 
hält das Vorgehen der landesregierung 
schlicht für eine „erpressung“. auch Wilhelm 
huxohl von der in dieser frage gespaltenen 
fDP lehnt den Kreis gütersloh nach wie vor 
ab. er sei „nicht das alleinseligmachende“. 
huxohl befürchtet eine abkühlung der  
wirtschaftlichen Verbindungen zu Bielefeld. 
Sein Parteikollege Rudolf Wolf sieht in dem 
Vorschlag des Innenministers hingegen  
viel Positives für den Kreis halle. Der viel- 
fachen Kritik entgegnet friedrich Bloten- 
berg sehr plastisch: „Wir sollten aufhören  
so zu tun, als ob in Bielefeld der liebe 
herrgott persönlich und in Wiedenbrück  

der leibhaftige Satan säße.“ Seine Parteifreun-
din liesel fronemann spricht sich ebenfalls für 
den schnellen abschluss eines gebietsände-
rungsvertrages aus, schließlich seien ehepart-
ner „vor der hochzeit […] erfahrungsgemäß 
wesentlich kompromissbereiter“.25 

Die SPD stellt den antrag, den Vorschlag  
des Innenministers abzulehnen und statt- 

Letzte Sitzung des Kreis- 
tages Halle: Der langjährige 

Landrat Fritz Ostmeyer 
(links) nimmt aus den  

Händen seines Stellver- 
treters, Herbert Zachau 

(SPD), als Erinnerung an 
seine Landratstätigkeit  
das gerahmte Wappen  
des alten Kreises Halle 

(Westf.) entgegen. (Kreis- 
archiv Gütersloh, A 03b/ 

05-673, Foto: Müller)
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der vier abgeordneten der fDP wird der  
antrag angenommen.26 

Damit sind auch im Kreis halle die Würfel zu- 
gunsten eines Kreises gütersloh gefallen.27 
Das Westfalen-Blatt kommentiert den ent-
schluss des Kreistages drastisch: „Der Kreis- 
tag halle hat entschieden und – sich selbst 
den fangschuß gegeben.“ alle Kreistagsmit-
glieder hätten „ein ungutes gefühl“, da der 
Kreis halle der schwächere Verhandlungs- 
partner sei. Daher solle bereits jetzt harse- 
winkel in den Kreis gütersloh einbezogen  
werden, denn so „hätten die gemeinden  
des neuen Kreises weit mehr entscheidungs-
einfluß gegenüber dem Riesen gütersloh.“ 28  
es gelte jetzt, das Beste für die Bevölkerung  
„des vom tode gekennzeichneten Kreises 
halle zu erreichen“.29 

Stellungnahme zum Vorschlag  
des Innenministers
am 24. September 1971 verabschiedet  
der Kreistag eine Stellungnahme zum neu- 
gliederungsvorschlag des Innenministers  
mit 17 Ja- und 14 nein-Stimmen. ein ein- 
heitliches Vorgehen des Kreistages ist also  
immer noch nicht möglich. Dies ist auch  
darauf zurückzuführen, dass es bei den  
politischen Diskussionen nicht nur um  
sachliche argumente zur Zukunft des  

Kreises halle geht, sondern auch „rein par-
teitaktische gesichtspunkte“ eine erhebliche  
Rolle spielen. Während sich die SPD in einem 
Kreis Bielefeld-halle bessere Chancen aus-
rechnet, sieht sie die CDU eher in einem  
Kreis gütersloh.30 

Der Kreistag begrüßt in seiner Stellung- 
nahme den vorgeschlagenen Zusammen-
schluss der Kreise halle und Wiedenbrück  
zu einem neuen Kreis gütersloh. er betont, 
dass der neue Kreis „auf grund seiner aus- 
gewogenen Wirtschaftsstruktur und seiner 
gut verteilten und sinnvoll gestaffelten  
ausstattung mit Zentralorten und entwick-
lungsschwerpunkten verschiedener größen-
ordnungen optimale entwicklungsmöglich- 
keiten“ habe. Der Kreistag erwartet aber  
auch vom land nRW, dass es den neuen  
Kreis beim ausbau seiner Verkehrsverbin- 
dungen unterstützt. er begrüßt es, dass „der 
Kreis halle als geschichtlich gewachsene  
und wirtschaftlich geschlossene einheit dem 
neuen Kreis ungeteilt zugeordnet werden  
soll.“ Insbesondere einer immer wieder  
diskutierten Zuteilung der Stadt Werther  
nach Bielefeld oder Versmolds in den neuen 
Kreis Beckum-Warendorf erteilt der Kreistag 
eine eindeutige absage.31 
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Drei Gutachten zum  
Kreis Wiedenbrück
Startschuss für die neugliederung des Kreises 
Wiedenbrück ist ebenfalls das gutachten der 
Sachverständigenkommission für die kom- 
munale neugliederung in nRW. für den hie- 
sigen Raum schlägt die Kommission einen 
Kreis Beckum-Wiedenbrück mit 268.068 bis 
276.038 einwohnern vor (je nach Zuschnitt). 
Die gemeinden greffen, harsewinkel, Marien-
feld, Beelen, Ostenfelde und Westkirchen aus 
dem Kreis Warendorf unterhalten nach auf-
fassung der gutachter stärkere Beziehungen 
zum Raum gütersloh-Wiedenbrück-Beckum 

und sollen daher auch diesem Raum zuge- 
ordnet werden. Der neue Kreis Beckum-Wie-
denbrück würde sich durch eine leistungs- 
fähige Industrie mit Schwerpunkten in der 
Metallverarbeitung, dem landmaschinen- 
bau und der Zementgewinnung auszeichnen. 
Die landwirtschaft müsse „durch Speziali- 
sierung und Veredelungswirtschaft ihre  
günstige Marktsituation zwischen den Bal-
lungszonen im Südwesten und nordosten 
noch besser nutzen“.32 

Zu einem anderen Schluss kommen die Pro-
fessoren Klaus Stern und günter Püttner in  

ihrer Untersuchung zur neugliederung der 
Kreise in nRW. Sie vertreten generell die auf-
fassung, dass „Kreise nicht so groß wie mög-
lich, sondern nur so groß wie aus anderen 
gründen unbedingt nötig“ sein sollen.33 für 
den Kreis Wiedenbrück sehen sie keine not-
wendigkeit einer Veränderung. Sie gehen  
davon aus, dass er im Jahr 1980 bei einer ge-
samtfläche von 500 qkm 200.000 einwohner 
haben wird. aus ihrer Sicht erscheint der 
Kreise Wiedenbrück damit nach seiner größe 
prinzipiell geeignet, auch künftig die Kreis- 
aufgaben adäquat bewältigen zu können.34 

Inhaltlich zwischen dem gutachten der Sach-
verständigenkommission und der Untersu-
chung von Stern und Püttner liegt der Vor-
schlag von Professor gerhard Isbary zur Re-
form der Kreise in nRW aus dem Jahr 1967. 
für den Kreis Wiedenbrück geht Professor  
Isbary davon aus, dass er weiter für sich be-
stehen bleiben kann. er soll um die gemein-
den Marienfeld und harsewinkel aus dem 
Kreis Warendorf und die gemeinde Benteler 
aus dem Kreis Beckum ergänzt werden. Die 
gemeinden Sende und Schloß holte sollen  

←
Einige frühe Gutachten sehen keine Notwendigkeit für eine  
Änderung der Kreisgrenzen. Dementsprechend könnte auch  
der Kreissitz in Wiedenbrück verbleiben. Die Aufnahme zeigt  
das Kreishaus Wiedenbrück im Jahr 1971.  
(Kreisarchiv Gütersloh, A 03b/05-1512)
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an den Kreis Bielefeld gehen. Der Kreis hätte 
mit diesem Zuschnitt dann einen flächen- 
umfang von 523 qkm und würde im Jahr  
1970 etwa 170.000 einwohner umfassen.  
Professor Isbary hält es aber auch für mög- 
lich, die Kreise Beckum und Wiedenbrück zu-
sammenzufassen, „um diesen leistungsfähi-
gen Raum im Sinne des landesentwicklungs- 
programms gleichsinnig zu entwickeln“.35 

Privater Neugliederungs- 
vorschlag aus Gütersloh
gegen den Vorschlag einer Zusammenlegung 
der Kreise Beckum und Wiedenbrück wendet 
sich ende 1969 ein einwohner aus gütersloh, 
der ein eigenes „gütersloher gutachten zur 
Kreisneugliederung“ erarbeitet. In seinem 

gutachten setzt er sich nicht nur gegen eine 
Zusammenlegung der Kreise Beckum und 
Wiedenbrück ein, sondern engagiert sich auch 
für gütersloh als neuen Kreissitz. Die Kreis- 
verwaltung könne im gebäude des elisabeth- 
hospitals am alten Kirchplatz untergebracht 
werden, das einen neubau plane.36

er führt aus, dass der Kreis Wiedenbrück auf 
Bielefeld ausgerichtet sei, während die ge-
meinden des Kreises Beckum nach hamm 
und Münster tendierten. für die Stadt gü-
tersloh sei diese lösung „unzumutbar“, da sie 
„ein anhängsel der weit entfernten abgelege-
nen kleineren Kreisstadt [Beckum] wäre und 
eine ganz absurde Randlage einnähme“. auch 
einer Verbindung der Kreise Bielefeld, halle 

und Wiedenbrück steht der Verfasser ableh-
nend gegenüber. Die Stadt gütersloh würde 
dadurch zu einem „anhängsel von Bielefeld, 
das als ‘Oberzentrum’ viele andere Interes-
senrichtungen“ habe.37 

eine sinnvolle lösung sieht der Verfasser in 
der „aufteilung des zu kleinen und so nicht er-
haltbaren“ Kreises halle, der auf die Kreise 
Bielefeld und Wiedenbrück aufgeteilt werden 
soll. Das amt harsewinkel solle „zur abrun-
dung des Kreisgebietes“ ebenfalls in den Kreis 
einbezogen werden, zumal es längst zum ein-
zugsgebiet güterslohs gehöre. Durch den Zu-
sammenschluss des Kreises Wiedenbrück mit 
den genannten gebieten aus den Kreisen 
halle und Warendorf „würde ein abgerundeter 
und lebensfähiger großraum entstehen, in 
dem alle Voraussetzungen für eine erfreuliche 
Zukunft gegeben sind“.38 

Beginn der Diskussionen  
im Kreis Wiedenbrück
am 14. Januar 1970 treffen sich die Oberkreis-
direktoren aus dem Regierungsbezirk Det-
mold und beraten die neugliederung der 
Kreise. an dem treffen nimmt auch Direktor 
Dr. adalbert leidinger vom landkreistag 
nordrhein-Westfalen teil. er führt aus, dass 
ein Kreis Wiedenbrück-Beckum nicht mehr 
zur Diskussion stehe. Wahrscheinlich sei nun-

←
Der Wiedenbrücker Landrat und  
Mitglied des Landtags Paul Lakämper 
ist einer der entschiedensten Befür-
worter des Zusammenschlusses der 
Kreise Halle und Wiedenbrück. Auf-
nahme von einer Plenarsitzung im 
Landtag von NRW am 30. November 
1971. (Bildarchiv des Landtags Nord-
rhein-Westfalen A0601/2799/0618; 
Foto: Eva Tüsselmann)
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mehr ein Zusammenschluss der Kreise halle 
und Wiedenbrück mit teilen des Kreises Biele-
feld. Sowohl der Wiedenbrücker Oberkreisdi-
rektor hans Scheele wie auch sein haller Kol-
lege Dr. gerhard treviranus stimmen diesem 
Vorschlag ausdrücklich zu. letzterer sieht ei-
nen Zusammenschluss des Kreises halle nur 
mit teilen des Kreises Bielefeld als nicht aus-
reichend an, es „sollten stärkere landkreise 
geschaffen werden“. als Kreissitz bringt Ober-
kreisdirektor Scheele gütersloh ins Spiel.39 

ende februar 1970 äußert sich landrat Paul 
lakämper, der gleichzeitig auch landtagsab-
geordneter und Mitglied des ausschusses für 
Verwaltungsreform ist, in einem Interview zur 
kommunalen neugliederung. er betont, dass 
er große Chancen für die Realisierung eines 
Kreises halle-Wiedenbrück sehe. niemand 
könne sich „den für eine derartige lösung vor-
gebrachten Sachargumenten wiedersetzen“, 
so seine auffassung. Den Sitz der Kreisver- 
waltung sieht er in gütersloh, allerdings solle 
dem gesetzgeber die endgültige entschei-
dung hierüber obliegen.40 

Erörterung durch die  
Neugliederungskommission
am 9. März 1971 findet eine Sitzung des Kreis-
tages Wiedenbrück zur erörterung der neu- 
gliederung im Raum Bielefeld statt, an der 

auch die Mitglieder der neugliederungskom-
mission des Innenministeriums teilnehmen.41 
Der leitende Ministerialrat heinz Köstering 
führt aus, dass vier grundsätzliche aspekte 
für die neugliederung des Kreises Wieden-
brück von zentraler Bedeutung seien:
-  Ein Umlandkreis Bielefeld komme nicht in 

Frage, da die Stadt Bielefeld Flächen für  
ihre weitere Entwicklung benötige.

-  Ein Zusammenschluss des Kreises Wieden-
brück mit dem Kreis Beckum sei problema-
tisch, da die beiden Kreise unterschiedliche 
oberzentrale Bezüge – Bielefeld zum einen 
und Münster zum anderen – hätten.

-  Ein Zusammenschluss des Kreises Wieden-
brück mit dem Kreis Paderborn müsse  
außerhalb der Erwägungen bleiben, da  
zwischen beiden Kreisen „landschaftlich  
sowie soziologisch eine Zäsur bestehe und 
die Entwicklungsachsen unterschiedlich 
seien“.

-  Ein Zusammenschluss des Kreises Wieden-
brück mit dem Kreis Lippstadt käme nicht in 
Frage, weil „unterschiedliche Entwicklungs-
tendenzen, unterschiedliche zentralörtliche 
Bezüge vorhanden seien und auch Eng-
pässe in den Verkehrsverbindungen bestün-
den“.

↑  Die maßgeblichen Protagonisten der Kreisneuordnung bei einer Verabschiedungsfeier (von links): der ehemalige 
Haller Oberkreisdirektor Klaus Baltzer, Maria Scheele, der ehemalige Wiedenbrücker und erste Gütersloher 
Oberkreisdirektor Hans Scheele, Oberkreisdirektor Dr. Werner Sturzenhecker, NRW-Innenminister Willi Weyer, 
Regierungspräsident Ernst Graumann und CDU-Fraktionsvorsitzender Dr. Gregor Johannwille.  
(Kreisarchiv Gütersloh, A 03b/05-677) 
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neugliederung im Raum Bielefeld vor. Bis ende 
September können die Kreise Stellung zu den 
Vorschlägen nehmen. Der Innenminister hebt 
explizit hervor, dass „jede Kreislösung von der 
neuen Stadt Bielefeld ausgehen [muss], deren 
neuabgrenzung Vorrang hat vor jeder Kreis-
konzeption.“ Der Vorschlag sieht daher vor, 
den Kreis Bielefeld aufzulösen und die meis-
ten seiner Städte und gemeinden der Stadt 
Bielefeld einzugliedern. Die Kreise halle und 
Wiedenbrück sollen unter hinzuziehung der  
gemeinde Schloß holte-Stukenbrock und  
der gemeinden des amtes harsewinkel zu  
einem Kreis zusammengeschlossen werden. 
Innerhalb der vom Innenminister gesetzten 
frist beschäftigt sich der Kreistag Wieden-

aufgrund der genannten Punkte kommt Mi-
nisterialrat Köstering zu dem ergebnis, dass 
nur ein Zusammenschluss des Kreises Wie-
denbrück mit dem Kreis halle möglich sei.  
Der Kreis halle sei zwar wirtschaftlich stär- 
ker auf Bielefeld ausgerichtet, dies sei aber 
nicht ausschlaggebend. es komme darauf  
an, dass mit den Kreisen um Bielefeld herum 
„leistungsfähige Partner für den gesamten 
Raum geschaffen würden“. Insofern stelle der 
Zusammenschluss der beiden Kreise „eine 
sich geradezu anbietende lösung“ dar. Die 
gemeinde Schloß holte-Stukenbrock und  
die Stadt harsewinkel sollen dem neuen Kreis 
gütersloh zugeordnet werden, letztere aller-
dings erst nach der neugliederung des Rau-
mes Münster.

Im anschluss an die ausführungen des Minis- 
terialrates erläutert der fraktionsvorsitzende 
der CDU, Dr. gregor Johannwille, die haltung  
seiner Partei. Seine fraktion vertrete die auf-
fassung, dass der vorgeschlagene Zusam-
menschluss „zweckmäßig, durchdacht und 
auch wünschenswert sei“. Mit halle und  
Wiedenbrück fänden sich zwei gleichrangige 
Partner zu einem neuen Kreis zusammen. für 
die SPD-fraktion legt ihr Vorsitzender hans-
Jörg Drewniak den Standpunkt dar. er betont, 
dass seine fraktion die neugliederung „frei 
von allen auf diesem gebiet häufiger fest- 

stellbaren emotionen“ betrachte, die Stär- 
kung der Stadt Bielefeld als zentral ansehe 
und den Zusammenschluss der Kreise halle 
und Wiedenbrück für die „bestmögliche  
lösung“ halte. für die fDP-fraktion äußert 
sich Kreistagsmitglied hans Witte. auch er 
führt aus, dass sich seine fraktion „inhaltlich 
hinter die beabsichtigte neugliederung“  
stelle. Der Kreissitz des neuen Kreises solle 
aus Sicht der fDP in gütersloh liegen. 

Vorschlag für die Neugliederung 
durch den Innenminister
Mitte Juli 1971 stellt Innenminister Willi Weyer 
den Oberkreisdirektoren im Regierungsbezirk 
Detmold seine Vorschläge für die kommunale 

↑  Vertreter des NRW-Innenministeriums legen dem Kreistag Wiedenbrück am 9. März 1971 ihre Vorstellungen 
über die Kreisneuordnung dar. (Kreisarchiv Gütersloh, A 03b/05-671, Foto: Friedrich Fischer)
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brück mit dem neugliederungsvorschlag. Zu-
vor war schon der Kreisausschuss zu einer 
„positiven Beurteilung“ des Vorschlages ge-
kommen.42 landrat Paul lakämper weist auf  
die historische Bedeutung dieser Kreistags- 
sitzung hin.43 es gehe schließlich „um Sein 
oder nichtsein“ des Kreises Wiedenbrück und 
„es sei selten, daß ein Kreistag in so einmü- 
tiger Weise die aufgabe seines Kreises sehe“.  
landrat lakämper zeigt sich überzeugt, dass 
die Kreisreform dem Wohl der Bürgerinnen 
und Bürger dient. „Spätestens dann, wenn  

die Reformen abgeschlossen seien, würde je-
dermann die nützlichkeit klar werden.“ auch 
Oberkreisdirektor hans Scheele verweist auf 
die „historische tragweite der anstehenden 
entscheidung des Kreistages“. er hebt die 
„sachliche atmosphäre in dieser Sitzung“  
hervor und begründet sie damit, dass die  
entscheidung des Kreistages gründlich und 
umfassend vorbereitet wurde. 

Der CDU-fraktionsvorsitzende Dr. gregor  
Johannwille hält den Vorschlag des Innen- 
ministers für „angemessen und wohlausge- 
wogen“. aus seiner Sicht ist bedeutsam, dass 
„im zukünftigen Kreis gütersloh keine Stadt 
ein deutliches Übergewicht im Kreisgebiet  
erhalte, die evtl. die ausgleichsfunktion des 
Kreises beeinträchtigen könnte“. er betont, 
dass der Kreistag immer bereit gewesen sei, 
sich der Diskussion zu stellen, was keine 
Selbstverständlichkeit sei. auch die SPD- 
fraktion im Kreistag erklärt ihre Zustimmung 
zum Vorschlag des Innenministers. Ihr Vor- 
sitzender hans-Jörg Drewniak geht davon 
aus, dass die Kreisneugliederung der Bevöl- 
kerung Vorteile bringen werde, mahnt aber  
in diesem Zusammenhang auch eine Verbes-
serung der Verkehrsverbindungen an. er be-
dauert, dass die neugliederung „weitgehend 
der Mitbestimmung der kommunalen Parla-
mente entzogen“ sei.

einmütig stimmt der Kreistag Wiedenbrück 
der vorgeschlagenen Bildung eines neuen 
Kreises gütersloh zu. Sofern die gemeinden 
des amtes harsewinkel dem neuen Kreis  
gütersloh zugeordnet werden sollen, „so hält 
es der Kreis Wiedenbrück für zweckmäßig 
und wünschenswert, diese Zuordnung bereits 
jetzt […] vorzunehmen, da der neue Kreis  
damit sogleich seine endgültige abgrenzung 
erhält und eine neue gemeinde harsewinkel 
sofort ihre Zukunft in dem neuen Kreis mit- 
gestalten kann.“ Damit findet der Zusammen-
schluss der Kreise halle und Wiedenbrück den 
„ungeteilten Beifall“ aller drei fraktionen im 
Kreistag Wiedenbrück. Sie heißen „leiden-
schaftslos“ das aufgehen ihres Kreises in  
eine neue gemeinschaft gut, stets mit dem 
hinweis, dass „diese Reform dem Wohle der  
Bürger“ diene.44 

 

↑  Oberkreisdirektor Hans Scheele im Gespräch mit  
Innenminister Willi Weyer.  
(Kreisarchiv Gütersloh, D 01/01-110)
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Konflikte zwischen  
den beteiligten Kreisen
als 1967 die frage aufkommt, ob der Raum 
harsewinkel im Rahmen der Kreisneuglie- 
derung dem Kreis Wiedenbrück zugeord- 
net werden solle, wird der Warendorfer  
Oberkreisdirektor Dr. Karl Schnettler um- 
gehend aktiv, um ein solches Szenario ab- 
zuwenden. er nimmt am 22. März 1967  
an einer Sitzung der amtsvertretung har- 
sewinkel teil, muss hier jedoch feststellen, 
dass „zumindest teilweise tendenzen  
nach gütersloh“ vorhanden sind.45 auch  
in einem Schreiben an den Bundestags- 
abgeordneten heinrich Windelen hält er  
fest, dass „in dieser hinsicht bei verschie- 
denen abgeordneten mindestens eine ge-
wisse gleichgültigkeit besteht und daß es 
fraglich ist, ob man im Raume harsewinkel  
bereit ist, für den Verbleib beim Kreis Wa- 
rendorf ernsthaft zu kämpfen“. Um den  
Raum harsewinkel im Kreis Warendorf zu  
halten, schlägt Dr. Schnettler vor, auf die  
örtlichen CDU-Politiker einzuwirken und  
das gespräch mit der firma Claas sowie  
der Industrie- und handelskammer Müns- 
ter zu suchen.46

ende 1969 stellt Oberkreisdirektor Dr. Schnet- 
tler etwas gereizt fest, dass sich sein Wieden-
brücker amtskollege hans Scheele anschei-

nend schon bei verschiedenen Stellen für  
eine Zuordnung des Raumes harsewinkel  
an den Kreis Wiedenbrück einsetzt. er  
mache im Innenministerium sowie „bei  
allen möglichen Stellen, die irgendwie mit  
der neuordnung befaßt sind, dafür Propag-
anda“.47 Zum offenen Konflikt zwischen  
den beiden Oberkreisdirektoren kommt es 
dann ein paar Monate später, als Scheele  

öffentlich die einbeziehung harsewinkels  
in den neuen Kreis gütersloh fordert. Ober-
kreisdirektor Dr. Schnettler beklagt sich vor 
allem über die Vorgehensweise seines amts-
kollegen: „Solche gespräche führt man aber 
nicht auf dem offenen Markt, sondern unter 
den Beteiligten“.48 

Doch nicht nur zwischen den Kreisen Wa- 
rendorf und Wiedenbrück kommt es zu  
Konflikten, auch über den Kreis halle scheint 
man sich im Kreishaus Warendorf zu ärgern. 
Oberkreisdirektor Dr. Karl Schnettler und 
landrat Dr. Josef höchst kritisieren, dass  
der haller Oberkreisdirektor Klaus Baltzer  
Verbindung mit dem amt harsewinkel auf- 
genommen habe, um mit den zuständigen 
Persönlichkeiten über eine Zuordnung der  
gemeinden des amtes harsewinkel zum  
Kreis halle-Wiedenbrück zu sprechen. Sie  
führen aus, dass bei der Kreisneugliederung 
die gemeinden der Ämter harsewinkel und 
Versmold möglicherweise „Problemgebiete“ 
sind, „über deren Zuordnung zu diskutieren 
und nach objektiven gesichtspunkten zu  
entscheiden ist.“ großen Wert legen sie auf 
den Umstand, dass vom Kreis Warendorf  
bisher kein Kontakt mit den gemeinden  
des amtes Versmold aufgenommen worden 
sei, um für einen Zusammenschluss mit  
dem Kreis Beckum-Warendorf zu werben.49 

↑  Der Warendorfer Oberkreisdirektor Dr. Karl Schnettler 
setzt sich vehement für einen Verbleib Harsewinkels im 
Kreis Warendorf ein. (Kreisarchiv Warendorf, 15.02.499)
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Sondierungsgespräche
anfang april 1971 findet ein Sondierungs- 
gespräch über die neuordnung im Raum 
harsewinkel statt, bei dem der leitende  
Ministerialrat heinz Köstering mit Vertretern 
der Bezirksregierungen Münster und Det-
mold, der Kreise halle, Warendorf und Wie-
denbrück sowie der gemeinden greffen, 
harsewinkel und Marienfeld zusammen-
kommt. Köstering betont, er komme nur  
als „Späh-, nicht aber als Stoßtrupp“, die neu-
ordnungskommission sei in ihrer Meinung 
noch unentschlossen. Beim Sondierungs- 
treffen solle auch der frage nachgegangen 
werden, wohin der Raum harsewinkel  
tendiere, nach gütersloh oder nach Waren-
dorf. Der Warendorfer Oberkreisdirektor  
Dr. Karl Schnettler warnt vor zu schnellen  
Beschlüssen. Die „nase harsewinkel [habe] 
schon seit rund 1000 Jahren in einen an- 
deren Bezirk hineingeragt“. eine Zuordnung 
des wirtschaftlich starken Raumes harse- 
winkel zum wirtschaftlich starken Kreis  
halle-Wiedenbrück habe „verheerende  
folgen“ für den Kreis Warendorf. Wie die 
Mehrheit der gemeindevertreter betrachtet 
auch der stellvertretende Bürgermeister  
von harsewinkel, Julius Petri, es „als eine  
Zumutung, jetzt schon eine entscheidung  
zu fällen“. Die gemeinden müssen erst  
noch die argumente prüfen. er bringt zu- 

Werben um Harsewinkel
auf einladung der Jungen Union spricht  
landrat Paul lakämper anfang 1971 vor  
70 kommunalpolitisch interessierten Bür-
gerinnen und Bürgern aus harsewinkel,  
Marienfeld und greffen im Saal des gast- 
hofes Wilhalm. er referiert hier seine schon  
an anderer Stelle geäußerte haltung, dass  
die Kreise Beckum und Warendorf sowie  
halle und Wiedenbrück zu jeweils einem  
Kreis zusammengeschlossen werden sollen. 
lakämper vertritt die auffassung, dass  
der Raum harsewinkel dem Kreis halle- 
Wiedenbrück zugeordnet werden könne, 
wenn ein entsprechender Beschluss der  
gemeinderäte vorliegt. an dieser Äußerung 
entzündet sich eine intensive Diskussion  
über das für und Wider einer Zughörigkeit 
zum Kreis halle-Wiedenbrück.50 

Während der Kreis Wiedenbrück also offen  
für eine angliederung des Raumes harse- 
winkel wirbt, kämpft der Kreis Warendorf  
für den Verbleib der gemeinden. Im Januar 
findet ein gespräch der landräte und Ober-
kreisdirektoren der Kreise Beckum und  
Warendorf mit den heimischen landtags- 
abgeordneten statt. Oberkreisdirektor Dr. 
Schnettler betont, dass der „Raum harse- 
winkel gefährdet“, nach seiner auffassung 
aber noch nicht „endgültig verloren sei“.  

es lohne sich schließlich, um harsewinkel  
zu kämpfen, da dieser Raum auch für den  
zukünftigen Kreis Beckum-Warendorf von 
großer Bedeutung sei. Sein Beckumer Kol-
lege Winfried Schulte war pessimistischer  
eingestellt. er glaubt aufgrund verschiedener 
gespräche im Innenministerium, dass kaum 
Chancen bestehen würden, harsewinkel  
dem Kreis Beckum-Warendorf zu erhalten.51

↑  Der Abgeordnete Fritz-Werner Hoberg (CDU) aus  
Liesborn setzt sich auf Wunsch von Oberkreisdirektor 
Dr. Karl Schnettler für einen Verbleib Harsewinkels  
in einem neu zu gründenden Kreis Beckum-Waren- 
dorf ein. Aufnahme von einer Plenarsitzung im Land- 
tag von NRW im Oktober 1974. (Bildarchiv des Land-
tags Nordrhein-Westfalen, A0601/2805/0329,  
Foto: Eva Tüsselmann)
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dem eine Zuordnung des Raumes Versmold/
Peckeloh zum Kreis Warendorf ins Spiel.52 

Die Parteien im Raum  
Harsewinkel positionieren sich
Im april 1971 fordern die Jungsozialisten 
harsewinkel/Marienfeld und die Junge Union 
Marienfeld in einer gemeinsamen „Resolution 
zum geheimen Sondierungsgespräch über  

die neugliederung“ eine sofortige einbezie-
hung des Raumes harsewinkel in den neuen 
Kreis gütersloh. Sie räumen zwar ein, dass 
harsewinkel in der Vergangenheit von den 
„Verwaltungspunkten Münster-Warendorf“ 
beeinflusst worden sei, aber dass „das bür- 
gerliche leben in allen lebensbereichen […]  
in deutlichem Maße zu den Zentren güters- 
loh/Bielefeld ausgerichtet“ sei.53 auch der 

SPD-Ortsverein harsewinkel spricht sich  
noch im april 1971 fast einstimmig für eine 
eingliederung in den Kreis gütersloh aus.54 
Die harsewinkeler CDU ist in dieser frage  
gespalten. Die Mehrheit der Partei will über 
die Kreiszugehörigkeit der Stadt erst im  
Rahmen des Münsterland-gesetzes, das  
für 1974 vorgesehen ist, eine entscheidung 
treffen. eine kleinere gruppe um den ehe- 
maligen Bürgermeister gerhard Deppen- 
wiese, das ehemalige Vorstandsmitglied der 
Jungen Union Bruno Kleine und architekt  
Paul Krumme befürwortet eine Zuordnung 
des Raumes harsewinkel zum Kreis güters- 
loh und zwar schon bei Verabschiedung des  
Bielefeld-gesetzes. Diese gruppe ruft den 
15köpfigen aktionskreis neugliederung ins 
leben55, der sich mit dem haller Oberkreis- 
direktor Klaus Baltzer und dem Wiedenbrü-
cker Oberkreisdirektor hans Scheele zu  
Informationsbesprechungen trifft.56 

Vorschlag des Innenministers  
für den Neugliederungsraum  
Bielefeld
Mitte Juli 1971 stellt Innenminister Willi Weyer 
seinen Vorschlag zur neugliederung der ge-
meinden und Kreise des neugliederungs- 
raumes Bielefeld vor. Bei dieser gelegenheit 
befasst sich der Innenminister auch mit der 
frage der Zugehörigkeit harsewinkels. er  

↑  Der Leitende Ministerialrat Heinz Köstering führt Anfang April 1971 Sondierungsgespräche in Harsewinkel.  
Aufnahme von einer Plenarsitzung im Landtag von NRW am 26.09.1974; Köstering (rechts) zusammen mit  
Dr. Paul Eising (Innenministerium, links) und dem Abgeordneten Herbert Neu. (Bildarchiv des Landtags  
Nordrhein-Westfalen A0601/2804/1074, Foto: Eva Tüsselmann)
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zusammen. nach einer zweistündigen De-
batte, auf der die verschiedenen Positionen 
ausgetauscht werden, gehen die Räte zur  
abstimmung über. eine knappe Mehrheit von 
30 gegen 27 Stimmen findet der antrag von 
Julius Petri, der eine abstimmung über die 
Kreiszugehörigkeit erst 1974 vorsieht. Der 
harsewinkeler CDU-fraktionsvorsitzende  
argumentiert, dass man im augenblick noch 
keine auswahlmöglichkeit habe und daher  
abwarten solle. Die SPD-fraktionen aus gref-
fen, harsewinkel und Marienfeld hingegen  
fordern einen anschluss an den Kreis güters- 
loh. Die SPD-fraktionen gehen nach den aus-
führungen von Innenminister Weyer davon 
aus, dass der Raum harsewinkel auf alle fälle 
dem Kreis gütersloh zugeordnet wird. aus 
diesem grund sei es nun an der Zeit, eine  
entscheidung zu treffen.61 Die SPD verweist 
insbesondere auch auf die wirtschaftliche 
Stärke des Kreises gütersloh: es gehe „bei  
der Debatte doch nicht um das arme güters- 
loh und das reiche harsewinkel, sondern um 
das sehr, sehr arme Warendorf“. Mit dieser 
argumentation kann sie sich jedoch nicht 
durchsetzen.62 

ende September 1971 findet ein treffen im  
Innenministerium zwischen dem leitenden 
Ministerialrat heinz Köstering und Vertretern 
aus harsewinkel statt, u.a. Bürgermeister  

hält eine eingliederung der gemeinden har- 
sewinkel und Marienfeld in den Kreis güters- 
loh wegen ihrer „starken mittel- und ober- 
zentralen Bezüge zum Raum gütersloh/ 
Bielefeld“ und ihren dichten Verflechtungen 
zur Stadt gütersloh für unumgänglich. auch 
für die einbeziehung der gemeinde greffen 
gebe es „gute gründe“. Offen sei nur noch  
der Zeitpunkt der Zuordnung – zeitnah mit 
der neugliederung des Raumes Bielefeld  
oder aber erst 1974 mit der neugliederung 
des Raumes hamm/Münster.57 

Wie eine „Bombe“ schlägt die nachricht ein, 
dass der Innenmister erwägt, den Raum 
harsewinkel schon mit der Verabschiedung 
des Bielefeld-gesetzes dem Kreis gütersloh 
zuzuordnen. Der stellvertretende Bürger- 
meister der gemeinde Marienfeld, heinrich 
Beine, hat „mit der aufforderung nach einer 
so plötzlichen entscheidung“ nicht gerech- 
net, während es dem harsewinkeler Bürger-
meister Dr. hans Strake sogar so vorkommt, 
dass „sich die Stadt plötzlich mit der Pistole 
auf der Brust entscheiden soll, ob sie sich 
mehr von gütersloh oder von Warendorf  
verspricht“.58 er kritisiert den Zeitdruck und 
wünscht sich mehr transparenz im entschei-
dungsprozess.59 Seine Parteikollegen vom  
aktionskreis neugliederung begrüßen hin- 
gegen den Vorschlag des Innenministers  

und fordern eine Zuordnung harsewinkels 
zum Kreis gütersloh schon im Rahmen des 
Bielefeld-gesetzes.60

Entscheidungsfindung
nachdem sich die Parteien im Vorfeld positio-
niert haben, kommen die gemeinderäte von 
greffen, harsewinkel und Marienfeld am 31. 
august 1971 zu einer gemeinsamen Sitzung 

↑  Harsewinkels Bürgermeister Dr. Hans Strake kritisiert 
den Zeitdruck, unter dem eine Entscheidung getroffen 
werden muss. (Stadtarchiv Harsewinkel, Foto: Epha)
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Dr. hans Strake und der CDU-fraktionsvor- 
sitzende Julius Petri. es geht in dem gespräch 
auch um die Zugehörigkeit der neuen groß-
gemeinde zum Kreis Beckum-Warendorf  
oder zum Kreis gütersloh. Köstering betont 
bei dem treffen, dass die gemeinderäte der 
drei gemeinden zum ausdruck bringen soll-
ten, „zu welchem Kreis die neue großge-
meinde sich zugeordnet sehen möchte“. Dies 
sei notwendig, um auch offiziell die Möglich-

keit zu haben, sich in die neugliederungs- 
verhandlungen zwischen den Kreisen halle, 
Wiedenbrück und Warendorf einschalten  
zu können. Die Vertreter aus harsewinkel  
fragen nach, ob die Möglichkeit bestehe,  
dass nach der gründung eines Kreises Be-
ckum-Warendorf im Rahmen des Münster-
land-gesetzes harsewinkel wieder aus  
dem Kreis gütersloh herausgenommen  
wird, wenn sich der neue Kreis Beckum-Wa-

rendorf als nicht „lebensfähig“ erweisen sollte. 
Ministerialrat Köstering hat hier jedoch eine 
klare haltung und hält ein derartiges Szenario 
für „undenkbar“.63

Vorschlag des Innen- 
ministers für Harsewinkel
am 15. november 1971 gibt der Innenminis- 
ter des landes nordrhein-Westfalen seinen 
Vorschlag für die neugliederung des Raumes 
harsewinkel bekannt. er hält einen Zusam-
menschluss der gemeinden des amtes har- 
sewinkel zu einer neuen Stadt harsewinkel 
„aus gründen des öffentlichen Wohls“ für er-
forderlich. Zudem schlägt er eine Zuordnung 
der neuen Stadt harsewinkel zum künftigen 
Kreis gütersloh vor. Die „überwiegende an- 
ziehungskraft“ des Mittelzentrums gütersloh 
auf den bisherigen amtsbezirk harsewinkel 
sei „unabweisbar“. Zudem liegen harsewinkel 
und Marienfeld eindeutig und greffen zur 
hälfte im einzugsbereich des Oberzentrums 
Bielefeld. es gebe starke Verflechtungen im 
öffentlichen nahverkehr, im Schulbereich, im 

←
Der Kreistag Warendorf setzt sich mehrmals  
mit der Frage der Kreiszugehörigkeit Harse- 
winkels auseinander und plädiert entschieden  
für einen Verbleib im Kreis Warendorf. Aufnahme  
einer gemeinsamen Sitzung der Kreistage Beckum  
und Warendorf am 19. Juni 1970 in der Gaststätte  
Waldhof in Harsewinkel.  
(Kreisarchiv Warendorf, Stadt Beckum D 57)
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vom neuen Kreis übernommen werden,  
wenn solche leistungen in den Kreisen  
halle und Wiedenbrück nicht üblich sind. 
harsewinkel solle auch in einem neuen Kreis 
gütersloh so gefördert werden, dass „es  
in seiner entwicklung nicht beeinträchtigt 
wird“.65

am 30. november 1971 kommt der Rat der 
Stadt harsewinkel zusammen, um über  
die neugliederung zu beraten. Mit großer 
Mehrheit begrüßt er nicht nur den vorge- 
sehenen Zusammenschluss der gemeinden 
greffen, Marienfeld und harsewinkel zu  
einer großgemeinde, sondern auch die  
Zuordnung der neuen großgemeinde zum 
Kreis gütersloh. als Kreisstadt spricht sich  
der harsewinkeler Rat für gütersloh aus.  
er bittet darum, dass die ausgleichszah- 
lungen an den Kreis Warendorf vom land 
nRW übernommen werden. ansonsten 
stände zu befürchten, dass „unser eigener 
einzug in den neuen Kreis durch diese  
ausgleichszahlungen sicher belastet wird“.66 
trotz der fast einstimmigen Zustimmung  
der Stadtvertretung bleibt die „hochstim-
mung“ aus. es herrscht der eindruck vor,  
dass die entscheidungen längst an anderer 
Stelle getroffen wurden und die Stadtver- 
tretung diese tatsachen nur noch zur  
Kenntnis nehmen könne.67 Der neue ems- 

wirtschaftlichen Bereich, aber auch bei den 
Pendlerbewegungen zwischen der neuen 
Stadt harsewinkel und dem vorgesehen  
Kreis gütersloh. Diese seien deutlich ausge-
prägter als zum Kreis Beckum-Warendorf.  
Die Zuordnung solle bereits zum jetzigen  
Zeitpunkt vollzogen werden. auf diese  
Weise erhalte die neue Stadt harsewinkel  
die Möglichkeit, von Beginn an die entwick-
lung des neuen Kreises mitzubestimmen.  
Der Innenminister hebt in diesem Zusam- 
menhang hervor, dass durch den „vor- 
zeitigen abgang“ der gemeinden des  
amtes harsewinkel dem Kreis Warendorf  
finanzielle einbußen entstehen. Daher  
müsse der neue Kreis gütersloh angemes- 
sene ausgleichszahlungen für einen zwei- 
jährigen Zeitraum an den Kreis Warendorf 
entrichten. Der Innenminister bittet um  
Stellungnahmen der betroffenen gemein- 
den harsewinkel, greffen und Marienfeld  
sowie des Kreises Warendorf, um zu einer 
„ausgewogenen Willensbildung“ kommen  
zu können.64 

Gemeinderäte fassen Beschlüsse
nur drei tage nach der Bekanntgabe der  
Vorschläge des Innenministers findet im  
Kreishaus Wiedenbrück eine Besprechung 
statt, an der der Wiedenbrücker Ober- 
kreisdirektor hans Scheele, der haller  

Oberkreisdirektor Klaus Baltzer, der harse- 
winkeler amtsdirektor Bernhard Kemner  
sowie die gemeindebürgermeister von  
harsewinkel, greffen und Marienfeld teil- 
nehmen. Die beiden Oberkreisdirektoren  
sagen zu, dass Verpflichtungen des Kreises 
Warendorf im Raum harsewinkel auch dann 

↑  Der Harsewinkeler Amtsbürgermeister August Meyer  
zu Rheda wird die Beschlüsse der Gemeinderäte bei  
der Sitzung des Ausschusses für Verwaltungsreform  
des Landtags am 9. Mai 1972 in Bad Oeynhausen  
vortragen. (Stadtarchiv Harsewinkel)
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bote kommentiert den bevorstehenden ab-
schied dennoch in poetischen Bildern: „har- 
sewinkel, einst ein kleines Kind des Kreises  
Warendorf, ist herangewachsen, hat die Pu-
bertätsjahre längst durchschritten und ver- 
läßt auf eigenen Wunsch nunmehr das eltern-
haus. Die Vermählung mit gütersloh dürfte 
nur noch eine frage der Zeit sein…“.68 

auch der gemeinderat Marienfeld befasst  
sich mit dem thema und hat keine einwände 
gegen eine Zuordnung zum Kreis gütersloh. 
Voraussetzung ist, dass die ausgleichszah- 
lungen des Kreises gütersloh an den Kreis 
Warendorf durch das land nRW erfolgen, 
dass alle Verpflichtungen gegenüber Ma- 
rienfeld vom neuen Kreis gütersloh über- 
nommen und weitere förderungen der ge-
meinde vorgenommen werden.69 Der ge- 
meinderat greffen beschließt ende Januar 
1972 – allerdings nur mit knapper Mehrheit –, 
dass er die entscheidung des landtags,  
die neue gemeinde harsewinkel dem Kreis 
gütersloh im Rahmen des Bielefeld-gesetzes 
zuzuordnen, annehmen werde.70 
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Erste Gespräche
Der Wiedenbrücker landrat Paul lakämper  
ist einer der ersten Kommunalpolitiker, die  
sich öffentlich zur Zukunft der gemeinde 
Schloß holte-Stukenbrock äußern.71 auf  
einer Veranstaltung der Jungen Union im  
Saal der gaststätte Dresselhaus in Schloß 
holte spricht er sich ende September 1970  
für eine Stärkung der Stadt Bielefeld aus. 
Dementsprechend müsse der größte teil  
des Kreises Bielefeld mit Brackwede und  
Sennestadt der Stadt Bielefeld angeschlos-
sen werden. einen Umlandkreis um Biele- 

feld lehnt er ab, da dadurch das Oberzen- 
trum in seiner entwicklung gehemmt werde. 
Schloß holte-Stukenbrock dürfe nicht in die 
Stadt Bielefeld eingegliedert werden, da „es 
nicht wie etwa die Sennestadt ein ‘ableger’  
sei und eine eigenständige entwicklung auf-
zuweisen habe“. er plädiert für eine Zuord-
nung der gemeinde zum neu zu bildenden 
Kreis halle-Wiedenbrück.72

ende november 1970 befasst sich auch  
die neugliederungskommission im Innen- 
ministerium mit der Kreiszugehörigkeit 

Schloß holte-Stukenbrocks. Die Kommission 
bereist am 25. und 26. november den Kreis 
Bielefeld, wobei am ersten tag zwischen  
11.30 und 12.00 Uhr auch Schloß holte- 
Stukenbrock auf dem Programm steht.  
Bürgermeister Carl Oesterwalbesloh und ge-
meindedirektor Wilhelm Schlickum nehmen 
an der fahrt und dem anschließenden an- 
hörungstermin teil. Der Bürgermeister  
äußert dabei „nachdrücklich“ den Wunsch  
des Rates und der gemeinde Schloß holte- 
Stukenbrock, beim Kreis Bielefeld zu ver- 
bleiben.73 

← →
Auf einer Veranstaltung 

der Jungen Union im  
Saal der Gaststätte Dres-
selhaus (Postkarte links) 

in Schloß Holte spricht 
sich der Wiedenbrücker 
Landrat Paul Lakämper 

Ende September 1970  
für eine Zuordnung 

Schloß Holte-Stuken-
brocks zum neuen  

Kreis Gütersloh aus.  
(Kreisarchiv Gütersloh,  

A 03b/05-129 und  
D 01/02-241)
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denbrück zugeordnet werden solle, beschäf-
tigt er sich auf antrag der SPD noch einmal 
ausführlich mit der Kreisneugliederung.77 für 
den fall, dass die Informationen aus den „gut 
unterrichteten Kreisen“ zutreffend sind, ver- 
abschiedet der gemeinderat eine Resolution, 
in der er „schärfstens“ gegen eine solche Zu-
ordnung protestiert. er wiederholt sein Votum 
für einen Verbleib im Kreis Bielefeld. Die Pro-
testresolution soll von einer Kommission –  

auf antrag der SPD-fraktion beschäftigt sich 
im Januar 1971 auch der gemeinderat von 
Schloß holte-Stukenbrock mit der thematik. 
Zunächst entwickelt sich im Rat eine „hitzige 
Diskussion, die von Beifalls- und Unmuts- 
äußerungen der Zuhörer begleitet“ wird. Drei 
Ratsmitglieder der CDU dringen darauf, die 
bedeutungsvolle frage zunächst in den aus-
schüssen zu besprechen. Die SPD betont die 
bisherige einmütigkeit in dieser frage und 
dass dieser Beschluss keine Zustimmung  
für eine Zuordnung zur Stadt Bielefeld, son-
dern lediglich zum Kreis Bielefeld beinhaltet. 
Damit ist der Weg frei für einen einstimmigen 
Beschluss zugunsten des Kreises Bielefeld74: 
Die gemeinde Schloß holte-Stukenbrock  
gehöre „in ihren vielfältigen mittelzentralen 
Beziehungen“ zum Raum Bielefeld und wird 
diesem auch zukünftig angehören. alternativ- 
lösungen wie eine Zuordnung zu den Krei- 
sen Paderborn oder halle-Wiedenbrück kä-
men daher für den Rat auch nicht in frage.75 

Nach Bielefeld,  
Paderborn oder Gütersloh?
am 15. februar 1971 trägt der leitende Minis-
terialrat heinz Köstering den verantwortlichen 
landräten und Oberkreisdirektoren des neu- 
gliederungsraumes Bielefeld die „vorläufigen 
Vorstellungen“ des Innenministeriums vor. 
Köstering führt aus, dass er für einen Umland-

kreis Bielefeld keine Zukunft mehr sehe. Die 
Städte und gemeinden des Kreises Bielefeld 
sollen der Stadt Bielefeld zugeordnet wer- 
den. Dies gelte jedoch nicht für die gemeinde 
Schloß holte-Stukenbrock, für die eine an- 
dere lösung gefunden werden müsse.76 als 
der gemeinderat von Schloß holte-Stuken- 
brock von „gut unterrichteten Kreisen“ im 
nordrhein-westfälischen landtag erfährt, dass 
die gemeinde einem neuen Kreis halle-Wie-

↑  Der Leitende Ministerialrat Heinz Köstering muss auf der Sitzung des Kreistags Bielefeld am 8. März 1971 viel Kritik  
für seine Planungen einstecken. Aufnahme von einer Plenarsitzung im Landtag von NRW am 13. Februar 1974; v.l.:  
Leitender Ministerialrat Köstering, Staatssekretär Stakemeier und Ministerialdirigent Dr. Eising (alle Innenministerium). 
(Bildarchiv des Landtags Nordrhein-Westfalen A0601/2803/0666, Foto: Eva Tüsselmann) 
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bestehend aus den fraktionsvorsitzenden, 
dem Bürgermeister und dem stellvertreten-
den Bürgermeister – dem Innenminister  
übergeben werden.78 Die SPD im gemeinde- 
rat betont, dass Schloß holte-Stukenbrock in 
einem Kreis gütersloh keine Chance für eine 
weitere entwicklung habe. Sofern eine an- 
gliederung an einen Kreis Bielefeld nicht mög-
lich sei, solle man sich nach Paderborn oder 
Detmold orientieren.79

anfang März 1971 steht das thema neuord-
nung des Kreises Bielefeld auch auf der  
tagesordnung des Kreistags Bielefeld. Der  
leitende Ministerialrat heinz Köstering er- 
läutert dort die Planungen des Innenminis- 
teriums. er führt aus, dass sein Ministerium 
die eingliederung des Kreises Bielefeld in die 
Stadt Bielefeld beabsichtige. Die gemeinde 
Schloß holte-Stukenbrock müsse vor diesem 
Zusammenhang neu zugeordnet werden.  
Sein Ministerium habe eine Zuordnung zu  
den Kreisen Paderborn oder Detmold er- 
wogen, das meiste spreche jedoch für den 
Kreis halle-Wiedenbrück. einige Kreistags- 
mitglieder äußern harsche Kritik an dem  
abermals bevorstehenden Wechsel der Kreis-
zugehörigkeit Schloß holte-Stukenbrocks.  
Josef Zellermann aus Stukenbrock etwa  
zieht einen Vergleich zu einer theaterauf- 
führung: „Wenn die Bürger dieser großge-

meinde Schloß holte/Stukenbrock hin und 
her geschoben worden sind wie Marionetten 
und jetzt wieder hin und her geschoben  
werden, dann muß ich sagen, das ist also  
ein ganz schlechtes theaterstück.“ er for- 
dert „eine vernünftige, maßvolle lösung“,  
die Schloß holte-Stukenbrock eine „exis- 
tenzberechtigung im Raume Bielefeld als  
selbständige gemeinde möglich macht.“  
Doch es gibt auch andere Stimmen. Das  
Kreistagsmitglied heinrich Otto aus dem  
Ortsteil Schloß holte zeigt sich erleichtert, 
dass seine gemeinde die neuordnung  
„überleben“ wird. eine Zuordnung zum  
Kreis halle-Wiedenbrück könne der Orts- 
teil Schloß holte durchaus akzeptieren.80 

energisch wendet sich in dieser frage ein  
einwohner aus Stukenbrock an Minister- 
präsident heinz Kühn: „Ich protestiere auf  
das entschiedenste, wie unsere Steuergelder 
zum fenster rausgeworfen werden, nur weil 
man die kommunale neugliederung mit un- 
genügender Vorplanung und Sorgfalt durch-
führt“. er blickt auf die vergangenen zwei 
Jahre zurück und hält fest, dass die gemein- 
de Stukenbrock gegen den Willen der Be- 
völkerung mit der gemeinde Schloß holte  
zusammengelegt wurde. Die anschließende 
Zuordnung zum Kreis Bielefeld sei nicht 
schwer gefallen, da die meisten Bürger sich 

sowieso nach Bielefeld orientierten. nun  
stehe eine Zuordnung zum Kreis gütersloh  
im Raum, die er für einen „Witz“ halte. Die 
landesregierung werde mit dieser Maßnahme 
„bei der betroffenen Bevölkerung kaum Bei- 
fall finden“.81 Der Chef der Staatskanzlei,  
Prof. Dr. friedrich halstenberg, räumt in  
seinem antwortschreiben ein, ihm sei be-
wusst, dass „die betroffenen Bewohner für 

↑  Der Chef der Staatskanzlei, Prof. Dr. Friedrich Halsten-
berg, befasst sich nach der Zuschrift eines Stukenbro-
cker Bürgers ebenfalls mit der Frage der Zuordnung 
Schloß Holte-Stukenbrocks. Aufnahme von einer  
Plenarsitzung des Landtags am 26.2.1975. (Bildarchiv 
des Landtags Nordrhein-Westfalen, A0601/2806/0283, 
Foto: Eva Tüsselmann) 
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Vorschlag von Innenminister Weyer zur  
neuordnung des Raumes Bielefeld zu dis- 
kutieren. Diskussionsleiter elmar Brok kriti-
siert die kurzfristigen Planungen der landes-
regierung. Die Bevölkerung der gemeinde 
würde innerhalb kürzester Zeit wie eine  
„Billardkugel“ durch drei Kreise gestoßen.  
Bürgermeister Carl Oesterwalbesloh geht auf 
die vorherigen Ratsbeschlüsse ein, die alle-
samt einen Verbleib im Raum Bielefeld for- 
derten. Dieser Verbleib sei durch den Kreis 
gütersloh am ehesten gewährleistet. In einem 
Kreis Paderborn hätte die gemeinde Schloß 
holte-Stukenbrock aus seiner Sicht zwar eine  
„hervorragende Stellung“, da die Zukunft  
des Kreises aber im „armen Süden“ liege, 
„spreche die Wirtschaftlichkeit gegen Pa- 
derborn“. eine andere haltung nimmt der  
Stukenbrocker Ratsherr gerhard Schnieder-
mann ein. er plädiert für eine Zuordnung  
der gemeinde zum Kreis Paderborn gemäß  
der Verkehrsachse Osnabrück-Kassel.86 

auch die fDP befasst sich mit der thematik. 
Der fDP-Kreisverband Bielefeld fasst auf  
antrag seiner Mitglieder aus Schloß holte- 
Stukenbrock den Beschluss, die gemeinde 
Schloß holte-Stukenbrock nach Bielefeld  
einzugliedern, sollte Sennestadt ebenfalls 
seine eigenständigkeit verlieren. Schloß  
holte-Stukenbrock sei eindeutig auf Biele- 

eine sinnvolle kommunale neugliederung  
Opfer erbringen“ müssen. er sei sich aber  
sicher, dass die angestrebte neugliederung 
„auch dem einzelnen Bewohner auf die  
Dauer am besten dienen wird.“82 

auch der Kreis Paderborn tritt in die Diskus-
sion um die Zugehörigkeit der gemeinde 
Schloß holte-Stukenbrock ein. aus Sicht des 
Paderborner Oberkreisdirektors Werner 
henke könne Schloß holte-Stukenbrock  
nur dem Kreis Bielefeld oder dem Kreis  
Paderborn zugeordnet werden. Da es in  
Zukunft aber keinen Kreis Bielefeld geben 
werde, komme nur noch Paderborn in  
frage. Bei einer Zuordnung zum Kreis halle- 
Wiedenbrück würde dieser „ein ganz anders 
strukturiertes gebiet als ‘anhang’ erhalten“.83 
ende april fasst der Kreistag Paderborn mit 
den Stimmen der CDU-Mitglieder und gegen 
die Stimmen der SPD den entschluss, die  
Zuordnung der gemeinde Schloß holte- 
Stukenbrock zum Kreis Paderborn zu for- 
dern. Oberkreisdirektor henke und die CDU 
verweisen darauf, dass die Zugehörigkeit 
Schloß holte-Stukenbrocks bisher als  
„offen“ bezeichnet wurde und dass die ge-
meinde „sehr schlecht in einen großkreis  
Wiedenbrück-halle passe“. Die SPD stimmt 
gegen den Beschluss, da sie das ansinnen  
für aussichtslos hält.84

Im Juli 1971 stellt Innenminister Willi Weyer 
sein gesetz zur neugliederung des Raumes 
Bielefeld vor. Zur gemeinde Schloß holte- 
Stukenbrock führt der gesetzentwurf aus, 
dass sie eindeutig zum Oberzentrum Biele- 
feld gehöre. lediglich im Ortsteil Stukenbrock 
„ist eine teilweise ausrichtung auf das sich 
entwickelnde Oberzentrum Paderborn fest- 
zustellen“. Man habe bei der ersten neuglie- 
derungsphase die gemeinde Schloß holte- 
Stukenbrock bewusst dem Kreis Bielefeld  
zugeordnet, „zu dem sie strukturell gehörte“. 
aus diesem grund kam eine Zuordnung zum 
Kreis Wiedenbrück oder zum Kreis Paderborn 
nicht in frage. Da in der nunmehr anstehen-
den zweiten neugliederungsphase der Kreis 
Bielefeld aufgelöst wird, müsse Schloß hol-
te-Stukenbrock „jetzt in den Kreis einbezo- 
gen werden, der zukünftig die gleiche Um-
landaufgabe wie der frühere Kreis Bielefeld 
hat“. Und diese aufgabe falle dem neuen Kreis 
gütersloh zu. Die engen Beziehungen nach 
Bielefeld würden durch eine Zuordnung zum 
Kreis gütersloh in keinster Weise beschnitten. 
Der Innenminister betont, dass dies endgültig 
sei und eine spätere Zuordnung zum Kreis  
Paderborn nicht in Betracht komme.85 

ende Juli 1971 findet auf einladung der Jun- 
gen Union, der CDU-fraktion und des CDU- 
Vorstands eine Versammlung statt, um den 
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feld ausgerichtet, „diesen argumenten ver-
schlösse sich […] kaum ein Stukenbrocker 
oder holter Bürger“. eine Rückkehr in den 
Kreis Paderborn sei genauso wenig mög- 
lich wie nach Wiedenbrück.87 Die SPD wird 
ebenfalls aktiv. eine Delegation der SPD- 
fraktion des gemeinderates von Schloß  
holte-Stukenbrock unter führung ihres Vor-
sitzenden eugen Weltz fährt nach Düssel- 
dorf, um gespräche u.a. mit Ministerprä- 
sident heinz Kühn zu führen. Die Delegation 
fordert einen Verbleib ihrer gemeinde im 
Raum Bielefeld.88

Tauziehen zwischen den Ortsteilen 
Mitte Oktober 1971 fällt dann die entschei-
dung in einer Sitzung des gemeinderates  
von Schloß holte-Stukenbrock, die „mit  
Zündstoff geladen“ war, „der dann auch ex-
plodierte“. alle Ratsmitglieder sind sich zu-
nächst einig, dass die gemeinde selbst- 
ständig bleiben solle und am besten in einem 
Kreis Bielefeld aufgehoben ist. Da jedoch  
die Wahrscheinlichkeit eines fortbestehens 
dieses Kreises nur gering ist, stimmt der  
gemeinderat auch über eine alternativ- 
lösung ab. Und bei dieser frage reißt „die  
alte Kluft zwischen Schloß holte und Stuken-
brock wieder auf“. Während die Stuken- 
brocker Ratsmitglieder den Kreis gütersloh 
nur für die „fünftbeste lösung“ halten und 

eine Zuordnung zum Kreis Paderborn for- 
dern, votieren die Ratsmitglieder aus Schloß 
holte geschlossen für einen Kreis gütersloh. 
Insgesamt sprechen sich 13 Ratsmitglieder  
für eine Zuordnung zum Kreis gütersloh aus,  
12 für den Kreis Paderborn, ein gemeinde- 
vertreter enthält sich der Stimme.89 

Doch damit sind die Diskussionen keines- 
wegs beendet. Im März 1972 taucht ein  
gelbes flugblatt in Schloß holte-Stukenbrock 
auf, in dem der anonyme Verfasser einen  
anschluss an den Kreis lippe fordert, sofern 
Sennestadt in die Stadt Bielefeld eingegliedert 
wird. Zum Kreis gütersloh habe die gemeinde 
„keine ernst zu nehmende Bindung“, die  
Zugehörigkeit zum Kreis lippe jedoch ließe 
„ein industrielles Ballungszentrum im Süd- 
westen dieses Kreises für die Zukunft er- 
warten“. Der Verfasser mahnt an, dass zum 
jetzigen Zeitpunkt die Willensäußerung der 
gemeindevertretung im landtag noch ge- 
hört werden würde, es aber höchste Zeit sei.90 

auch die CDU in Schloß holte-Stukenbrock 
hat noch Diskussionsbedarf. auf einer ge- 
neralversammlung der Ortsunion kocht das 
thema noch einmal hoch, so dass das treffen 
einen „turbulenten Verlauf“ nimmt. Der stell-
vertretende Bürgermeister Karl Strughold 
stellt den antrag, die generalversammlung 

möge einen Beschluss fassen über die Zuord-
nung der gemeinde Schloß holte-Stuken-
brock zum Kreis Paderborn. Diesen Beschluss 
wolle man der gebiets-neuordnungskommis-
sion der CDU-landtagsfraktion bei ihrem Be-
such im Kreis Bielefeld vorlegen. Die CDU-Mit-
glieder aus Schloß holte lehnen einen solchen 
Beschluss ab. Doch mit der Stimmenmehrheit 
der Vertreter aus Stukenbrock beschließt die 
generalversammlung, der Kommission einen 
anschluss der gemeinde an den Kreis Pader-
born zu empfehlen.91 

Doch weder die Diskussionen innerhalb der 
CDU noch eine weitere Debatte im gemein- 
derat bringen eine Änderung der haltungen. 
es bleibt dabei: eine Mehrheit in Schloß holte 
tendiert zum Kreis gütersloh, während die 
Mehrheit in Stukenbrok einen anschluss an 
den Kreis Paderborn fordert.92 Danach liegt 
der Ball wieder beim land. auch wenn es nach 
außen vielleicht so aussieht, als ob eine Pause 
in der neugliederung des Raumes Bielefeld 
eingetreten sei, so wird „in den beteiligten 
Düsseldorfer Ministerien [..] eifrig weiterge- 
arbeitet“. Und die anspannung bei den Be- 
teiligten bleibt hoch, wie ein landtagsabge-
ordneter bestätigt: „Die Spannung droht all-
mählich unerträglich zu werden. Wir sind  
allesamt froh, wenn die Sache endlich vom 
tisch ist.“ 93 
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Erste Lesung
am 25. april 1972 befasst sich der landtag 
von nRW in einer ersten lesung mit dem ent-
wurf eines gesetzes zur neugliederung der 
gemeinden und Kreise des neugliederungs-
raumes Bielefeld. Zunächst stellt Innenminis-
ter Willi Weyer die grundzüge der neugliede-
rung vor. Die Stadt Bielefeld soll nach dem ge-
setzentwurf um das gebiet des Kreises Biele-
feld ergänzt werden. Weiterhin ist vorgese-
hen, die umliegenden acht Kreise zu drei Sek-
toralkreisen zusammenzufassen: einem Kreis 
gütersloh, einem Kreis lippe und einem Kreis 
Minden-Ravensberg. In seiner Begründung 
des gesetzentwurfs geht der Innenminister 
vor allem auf zwei aspekte ein: die abgren-
zung der neuen Stadt Bielefeld und die Bil-
dung des Kreises Minden-Ravensberg. andere 
Problemfelder, etwa die einbeziehung der ge-
meinden des amtes harsewinkel in den neuen 
Kreis gütersloh benennt der Innenminister zu-
mindest, ohne näher auf sie einzugehen. Der 
Zusammenschluss der Kreise halle und Wie-
denbrück spielt in seinen erläuterungen keine 
Rolle mehr, er wird von ihm anscheinend 
schon als Selbstverständlichkeit erachtet. In-
nenminister Weyer schließt seine ausführun-
gen mit der Überzeugung, dass Ostwestfalen 
mit dem gesetz eine kommunale gebiets-
struktur erhält, „die die besten Voraussetzun-
gen für eine optimale entwicklung dieses 

Der Ausschuss für Verwaltungsreform hört am 8. und  
9. Mai 1972 im Kurhaus in Bad Oeynhausen die Ver- 
treterinnen und Vertreter der Gemeinden und Kreise  
zur kommunalen Neugliederung an. Postkarte aus 
den 1970er Jahren. (Stadtarchiv Bad Oeynhausen)



46

schuss. Der amtsbürgermeister betont, dass 
die drei gemeinden der Zuordnung zum Kreis 
gütersloh zugestimmt haben. Diese Zustim-
mung beruhe aber auf der annahme, dass das 
land die ausgleichszahlungen an den Kreis 
Warendorf übernehmen werde. „Damit haben 
wir uns gesagt: Dann haben wir keine Beden-
ken, sondern gehen freiwillig zum Kreis gü-
tersloh. geographisch liegen wir ja nahe dran, 
wirtschaftliche Verflechtungen bestehen 
auch. Im übrigen waren wir als treue Unter- 
tanen des landes nordrhein-Westfalen der 
auffassung, daß man nicht mit häckseln und 
Radau eine neugliederung oder eine Reform 
beschließen sollte“.96 

geht es bei harsewinkel vor allem um finanzi-
elle fragen, gestaltet sich die lage in Bezug 
auf Schloß holte-Stukenbrock deutlich kom-
plizierter. Demensprechend kommen auch 
gleich drei Sprecher zu Wort. Den anfang 
macht Bürgermeister Carl Oesterwalbesloh. er 
wirft zunächst einen Blick zurück und betont, 
dass die gemeinde Schloß holte-Stukenbrock 
am liebsten bei einem Kreis Bielefeld geblie-
ben wäre. eine Zuordnung zum Kreis gü-
tersloh sei „nicht unproblematisch“, da es 
auch starke Bestrebungen zu den Kreisen  
Paderborn oder lippe gebe. er fordert daher, 
dass die erledigung öffentlicher aufgaben 
möglichst ortsnah angeboten wird. Die ge-

nicht nur reizvollen, sondern auch für nord-
rhein-Westfalen sehr wichtigen gebietsteils“ 
schafft. In der folgenden Debatte sehen  
alle drei fraktionen im landtag – CDU, SPD 
und fDP – in einzelfragen noch gesprächs- 
bedarf im ausschuss für Verwaltungsreform. 
nach der Debatte beschließt der landtag bei 
einer Stimmenthaltung, den gesetzentwurf 
an den ausschuss für Verwaltungsreform zu 
überweisen.94 

Anhörung des  
Verwaltungsausschusses
Direkt nach der Überweisung an den aus-
schuss für Verwaltungsreform beginnt dieser, 
sich mit dem Bielefeld-gesetz zu befassen.  
er setzt für den 8. und 9. Mai anhörungs- 
termine im Kurhaus in Bad Oeynhausen an, 
für den 10. Mai 1972 ist eine Bereisung der 
problematisch erscheinenden gebiete vor- 
gesehen. Den ausschussmitgliedern soll  
gelegenheit gegeben werden, „diesen neu- 
gliederungsraum kennenzulernen, die Ver- 
tretungen anzuhören und sich mit der Pro- 
blematik dieses neugliederungsgesetzes  
zu beschäftigen“. am kürzesten bei der  
anhörung fällt die erklärung des Kreises  
Wiedenbrück aus. landrat Paul lakämper  
verweist auf den einstimmigen Beschluss  
des Kreistages zugunsten eines Kreises gü-
tersloh. für den Kreis halle skizzieren land- 

rat fritz Ostmeyer und der Vorsitzende der 
SPD-Kreistagsfraktion hans Schwier die 
schwierige entscheidungsfindung. Wegen  
seiner ausrichtung auf das Oberzentrum  
Bielefeld habe sich der Kreistag halle bei der 
Kreisreform sehr schwer getan. eine knappe 
Mehrheit habe das Konzept mit den drei  
Sektoralkreisen gütersloh, Minden-Ravens-
berg und lippe schließlich mehr überzeugt  
als ein Umlandkreis Bielefeld unter einbezie-
hung halles. Rückfragen der ausschussmit-
glieder an die Vertreter der Kreise halle und 
Wiedenbrück gibt es nicht.95 

für das amt harsewinkel spricht amtsbürger- 
meister august Meyer zu Rheda vor dem aus-

↑  Heinz Dunkel von der SPD ist Vorsitzender des Aus- 
schusses für Verwaltungsreform. Aufnahme von einer 
Plenarsitzung im Landtag von NRW am 14. Oktober 
1974. (Bildarchiv des Landtags Nordrhein-Westfalen, 
A0601/2805/0143, Foto: Eva Tüsselmann)



3. Lesung des Bielefeld-Gesetzes im nordrhein-westfälischen Landtag.  
(Bildarchiv des Landtags Nordrhein-Westfalen, A0601/1004/226)
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Sorgfalt und auch mit viel engagement ge- 
troffen wurden“. Der gesetzentwurf wird  
noch einmal intensiv im Plenum diskutiert, 
zahlreiche abgeordnete beteiligen sich an  
den aussprachen. es geht aber in erster  
linie um fragen, die den zukünftigen Kreis 
gütersloh nicht betreffen. nach abschluss  
der Debatten stimmt der landtag in zweiter 
lesung über das Bielefeld-gesetz ab. Mit  
großer Mehrheit bei nur sechs gegenstim- 
men und sieben enthaltungen nimmt er  
den gesetzentwurf an.104 

am 24. Oktober 1972 verabschiedet der nord-
rhein-westfälische landtag schließlich das 
Bielefeld-gesetz in dritter und letzter lesung 
ohne Diskussionsbeitrag. Bei nur zwei gegen-
stimmen und zwei enthaltungen bestätigt der 
landtag die ergebnisse der zweiten lesung. 
Damit ist die gründung des Kreises güters- 
loh zum 1. Januar 1973 aus den Städten und 
gemeinden Borgholzhausen, gütersloh, halle 
(Westf.), harsewinkel, herzebrock, langen-
berg, Rheda-Wiedenbrück, Rietberg, Schloß 
holte-Stukenbrock, Steinhagen, Verl, Vers-
mold und Werther (Westf.) eine beschlossene 
Sache. als Sitz der Kreisverwaltung ist güters- 
loh vorgesehen.105 

meinde Schloß holte-Stukenbrock müsse zu-
dem in dem neuen Kreis die Unterstützung 
erfahren, auf die sie anspruch hat.97

als zweiter Sprecher kommt eugen Weltz, 
Vorsitzender der SPD-Ratsfraktion im ge-
meinderat von Schloß holte-Stukenbrock,  
zu Wort. er spricht namens seiner Partei von 
dem „eindruck einer Verlegenheitslösung“.98 
Die Zuordnung zum Kreis gütersloh sei „un- 
logisch“, „inkonsequent“ und gehe an einer 
sinnvollen neuordnung vorbei. Durch den  
gesetzesentwurf würden gewachsene Struk-
turen zerschlagen. Die SPD schlägt daher  
Bielefeld als Kreissitz für den Kreis gütersloh 
vor. Da alle Kommunen des neuen Kreises  
auf Bielefeld ausgerichtet seien, müsste die 
Infrastruktur nicht neu entstehen.99 

als dritter Sprecher legt der stellvertretende 
Bürgermeister Karl Strughold die haltung der 
CDU-Ratsherren aus dem Ortsteil Stuken-
brock dar. Diese fordern eine Zuordnung zum 
Kreis Paderborn, sofern ein Kreis Bielefeld 
keine aussicht auf Weiterbestehen habe. Die 
CDU-Ratsherren sind sich der Randlage ihrer 
gemeinde auch im Kreis Paderborn bewusst, 
allerdings sei diese im Kreis gütersloh „beson-
ders augenfällig“. Sie appellieren an die land-
tagsabgeordneten, die demokratische Mei-
nungsbildung in Schloß holte-Stukenbrock  

zu berücksichtigen und die „technokratischen 
Überlegungen“ des Innenministeriums zu kor-
rigieren.100 

Insbesondere an den stellvertretenden  
Bürgermeister Strughold richten die Mit- 
glieder des Verwaltungsausschusses einige 
und durchaus auch kritische nachfragen.101  
generell stellt der ausschuss den im ge- 
setzentwurf vorgeschlagenen Zusammen-
schluss der Kreise halle und Wiedenbrück 
nicht mehr in frage. Im September berät  
der ausschuss für Verwaltungsreform letzt-
malig über das Bielefelder neugliederungs- 
gesetz und beschließt mit knapper Mehr- 
heit, den gesetzentwurf dem Plenum des 
landtags zur annahme zu empfehlen.102 

Zweite und dritte Lesung
am 26. September 1972 befasst sich der 
landtag in zweiter lesung mit dem Biele- 
feld-gesetz. es gibt keinen Platz mehr auf  
der Zuschauertribüne des Düsseldorfer  
landtages, als der SPD-abgeordnete heinz 
Dunkel, Vorsitzender des ausschusses für 
Verwaltungsreform, die zweite lesung des 
Bielefeld-gesetzes eröffnet, wie die Zeitung 
Die Glocke festhält.103 Der Vorsitzende be- 
tont, dass „alle Vorbereitungen für den ge-
setzentwurf und für unsere heutige ent- 
scheidung gewissenhaft, mit der nötigen 
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Eindrücke aus den Jahren 1972/73
1 _  Luftbild von Verl. (Stadtarchiv Verl)

2 _  Das vom Architekten Harald Deilmann entworfene Rathaus der  
Stadt Rheda-Wiedenbrück. (Stadtarchiv Rheda-Wiedenbrück) 

3 _  Postkarte mit einer Löwengruppe im Safariland Stukenbrock.  
(Kreisarchiv Gütersloh; Cramers Kunstanstalt KG Dortmund)

4 _  Wahllobby zur ersten Kreistagswahl im Kreishaus Wiedenbrück. 
(Kreisarchiv Gütersloh A 03b/05-1359)

5 _  Postkarte mit einem Gruß vom Luisenturm bei Borgholzhausen.  
(Kreisarchiv Gütersloh; Fotohaus Ludwig Schumacher Borgholzhausen)

1
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1  Im folgenden nur noch als Kreis halle be-
zeichnet.

2   Zu den Zahlen vgl. Kreisarchiv gütersloh 
[im folgenden Ka gt], a 02/03a-486, Die 
kommunale und staatliche neugliederung 
des landes nordrhein-Westfalen, ab-
schnitt B: Die neugliederung der Städte 
und gemeinden in den Ballungszonen 
und die Reform der Kreise, S. 224; Ka gt, 
a 02/03a-485, Kommunale neuordnung 
des landkreises Wiedenbrück. Vorschlag 
des Oberkreisdirektors, S. 6; Ka gt,  
a 01/02b-671, Vorschlag zur neugliede-
rung der gemeinden und Kreise des 
neugliederungsraumes Bielefeld, S. 62-77; 
Ka gt, a 01/02b-160, Übersicht über die 
kommunale ausstattung der gemeinden 
des amtes Borgholzhausen.

3  Ka gt, a 02/03a-485, Kommunale neu-
ordnung des landkreises Wiedenbrück. 
Vorschlag des Oberkreisdirektors, S. 2.

4  archiv des landtags von nRW [im fol- 
genden ltnRW], Plenarprotokoll 6/22 (6. 
Wahlperiode, 22. Sitzung) vom 24.10.1967, 
S. 695B. Vgl. insgesamt Dicke, Jan nikolas: 
Reform und Protest. Konflikte um die 
neugliederung des Kreises Borken in den 
1960er und 1970er Jahren, Paderborn  
u.a. 2013 (forschungen zur Regionalge-
schichte 74), S. 22; gärtner, Wolfgang: Der 
landtag nRW und die kommunale neu- 
gliederung in den sechziger und siebziger 
Jahren des 20. Jahrhunderts, in: hans 
Zinnkann (Red.): Der Kraftakt. Kommunale 
gebietsreform in nordrhein-Westfalen, 
Düsseldorf 2005 (= Schriften des landtags 
nRW 16), S. 15-53 (S. 17-18); Winkelmann, 
Petra: Die entstehung und entwicklung 
des Kreises neuss 1970 bis 1990. eine  

Schwier: Kreistag halle muß Stellung neh-
men zum thema neuordnung.

13  Ka gt, a 01/02b-666, auszug aus der 
niederschrift über die Sitzung des Kreis-
tags halle vom 22.1.1970.

14  Zum folgenden Ka gt, a 01/02b-670, 
Vorschläge zur Kreisneuordnung im 
Raum Bielefeld, halle und Wiedenbrück, 
20.10.1970.

15  Ka gt, a 01/02b-670, auszug aus der 
niederschrift über die Sitzung des Kreis-
tages halle vom 12.11.1970.

16  Ka gt, a 01/02b-670, auszug aus der 
niederschrift über die Sitzung des Kreis-
tages halle vom 18.2.1971. Zum treffen 
zwischen dem Innenminister und den 
landräten und Oberkreisdirektoren aus 
dem Regierungsbezirk Detmold am 
15.2.1971 vgl. ebd., einladung des Regie-
rungspräsidenten, 22.1.1971.

17  Zum folgenden Ka gt, a 01/02b-670, 
niederschrift über die Sitzung des Kreis-
tages halle vom 9.3.1971.

18  Ka gt, a 02/03a-200, neue Westfälische 
vom 17.3.1971, Von der Ravensburg ge-
schaut.

19  Ka gt, a 01/02b-670, niederschrift über 
die gemeinsame Sitzung der Kreisaus-
schüsse der Kreise halle und Bielefeld 
vom 30.4.1971.

20  Ka gt, a 01/02b-670, niederschrift über 
die gemeinsame Sitzung der Kreisaus-
schüsse der Kreise Bielefeld und halle 
vom 21.6.1971.

21  Ka gt, a 01/02b-671, Schreiben des In-
nenministers von nRW, 15.7.1971

22  Ka gt, a 01/02b-671, Vorschlag zur 
neugliederung der gemeinden und Kreise 

Studie zur kommunalen neugliederung  
im lande nordrhein-Westfalen, essen 
1994 (Schriftenreihe des Stadtarchivs 
neuss 15), S. 83-85.

5  ltnRW, Plenarprotokoll 7/2 (7. Wahlperi-
ode, 2. Sitzung) vom 28.7.1970, S. 16B.

6  Vgl. Ka gt, a 02/03a-486, Die kommu-
nale und staatliche neugliederung des 
landes nordrhein-Westfalen, abschnitt B: 
Die neugliederung der Städte und ge-
meinden in den Ballungszonen und die 
Reform der Kreise, S. 10.

7  ebd., S. 85-103.
8  ltnRW, ausschussprotokoll 6/1717, Pro-

tokoll der 51. Sitzung des ausschusses für 
Verwaltungsreform vom 30.4.1970, S. 11-
13 (Zitat S. 13). Vgl. auch nordrhein-West-
falen-Programm 1975. landesregierung 
nordrhein-Westfalen, Düsseldorf 1970, S. 
144-145 (Universitätsbibliothek Pader-
born urn:nbn:de:hbz:466:1-8442, abge-
rufen am 24.3.2022).

9  Zum Verfahren vgl. gärtner, landtag 
nRW [wie anm. 4], S. 29.

10  Ka gt, a 02/03a-486, Die kommunale 
und staatliche neugliederung des landes 
nordrhein-Westfalen, abschnitt B: Die 
neugliederung der Städte und gemein-
den in den Ballungszonen und die Reform 
der Kreise, S. 138-139 (Zitat S. 139).

11  Stern, Klaus/Püttner, günter: neugliede-
rung der landkreise nordrhein-Westfa-
len, Berlin und frankfurt a.M. 1969 (Stu-
dien zum öffentlichen Recht und zur Ver-
waltungslehre 9), S. 110 u. 126 (Zitate S. 
126).

12  Ka gt, a 01/02b-666, Westfalen-Blatt 
vom 17.1.1970, SPD-fraktionsvorsitzender 

des neugliederungsraumes Bielefeld, 
15.7.1971, S. 140.

23  ebd. S. 55
24  ebd. S. 148-150.
25  Ka gt, a 01/02b-671, Westfalen-Blatt 

vom 20.8.1971, halle sagt ja zum groß-
kreis gütersloh, und haller Kreisblatt vom 
21.8.1971, große Kluft zwischen Befür-
wortern und gegnern der Wieden-
brück-lösung.

26  Ka gt, a 01/02b-33, niederschrift über 
die Sitzung des Kreistages halle vom 
19.8.1971.

27  Ka gt, a 01/02b-671, haller Kreisblatt 
vom 28.8.1971, Würfel sind gefallen.

28  Ka gt, a 01/02b-671, Westfalen-Blatt 
vom 21.8.1971, Doch gute Demokraten.

29  Ka gt, a 01/02b-671, Westfalen-Blatt 
vom 21.8.1971, Kein Siegesgeschrei – Re-
signation ist falsch.

30  Baltzer, Klaus: erinnerungen und Bewer-
tung dem Kreis gütersloh zum 25-jähri-
gen Bestehen, in: Die entstehung des 
Kreises gütersloh. feierstunde und aus-
stellung 1998, gütersloh 1998 (Veröffent-
lichungen aus dem Kreisarchiv gütersloh 
4), S. 13-16 (S. 14).

31  Ka gt, a 01/02b-671, Stellungnahme des 
Kreises halle (Westf.) zum Vorschlag des 
Innenministers des landes nord-
rhein-Westfalen zur neugliederung der 
Kreise, 23.9.1971.

32  Ka gt, a 02/03a-486, Die kommunale 
und staatliche neugliederung des landes 
nordrhein-Westfalen, abschnitt B: Die 
neugliederung der Städte und gemein-
den in den Ballungszonen und die Reform 
der Kreise, S. 139-140.

Fußnoten, Anmerkungen und Nachweise
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33  Stern /Püttner, neugliederung [wie anm. 
11], S. 34-40 (Zitat S. 39).

34  ebd., S. 104-105.
35  Kreisarchiv Warendorf [im folgenden  

Ka Waf], Kreis Beckum, hauptamt,  
nr. 557, Begründung für einen Vorschlag  
zur Reform der Kreisebene in nordrhein- 
Westfalen von Prof. Isbary (auszug),  
S. 21-22.

36  Vgl. landesarchiv nRW abteilung  
Rheinland [im folgenden laV R], nW 486 
nr. 107, Schreiben an Innenminister 
Weyer, 11.1.1970, und Schreiben des Vor-
sitzenden der SPD-fraktion im landtag, 
Johannes Rau, 15.12.1969.

37  laV R, nW 486 nr. 107, gütersloher gut-
achten zur Kreisneugliederung.

38  ebd. 
39  Ka gt, a 02/03a-194, auszug aus der 

niederschrift über die Bezirkskonferenz 
der Oberkreisdirektoren vom 14.1.1970.

40  Ka gt, a 02/03a-199, Westfalen-Blatt 
vom 26.2.1971, Kreisstadt gütersloh in 
Sicht.

41  Im folgenden Ka gt, a 02/03a-194,  
niederschrift über die Sitzung des Kreis-
tags Wiedenbrück vom 9.3.1971. 

42  Ka gt, a 02/03a-195, auszug aus der 
niederschrift über die Sitzung des  
Kreisausschusses Wiedenbrück vom 
26.7.1971.

43  Im folgenden Ka gt, a 02/03a-196,  
auszug aus der niederschrift über die  
Sitzung des Kreistages Wiedenbrück vom 
14.8.1971.

44  Ka gt, a 02/03a-199, Westfalen-Blatt 
vom 16.8.1971, Ungeteilter Beifall für  
Vereinigung mit halle.

45  Ka Waf, Kreis Warendorf alt, hauptamt 
nr. 148, aktenvermerk über die nicht- 
öffentliche amtsvertretersitzung am 
22.3.1967 in harsewinkel.

sowie neue Westfälische vom 24.7.1971, 
CDU-aktionskreis für anschluß.

56  Ka gt, a 02/03a-195, niederschriften der 
gespräche des aktionskreises der CDU 
harsewinkel vom 26.4.1971 und 10.5.1971.

57  Ka gt, a 01/02b-671, Vorschlag des In-
nenministers zur neugliederung der ge-
meinden und Kreise des neugliederungs-
raumes Bielefeld, 15.7.1971.

58  Ka gt, a 02/03a-200, Die glocke vom 
21.7.1971, Bürgermeister Dr. hans Strake: 
anhörungstermin nur noch theater.

59  Ka gt, a 02/03a-200, Westfalen-Blatt 
vom 31.7.1971, Der Bürgermister hat das 
Wort

60  Ka gt, a 02/03a-199, Westfalen-Blatt 
vom 24.7.1971, eindeutig für gütersloh. 
Vgl. auch ebd., neue Westfälische vom 
24.7.1971, CDU-aktionskreis für anschluß.

61  Stadtarchiv harsewinkel [im folgenden 
Sta hW], PR 26, gemeinsamer antrag der 
SPD-fraktionen der gemeinderäte gref-
fen, harsewinkel und Marienfeld, 
18.8.1971. Vgl. auch ebd., niederschrift 
der gemeinsamen Sitzung der gemeinde-
räte von greffen, harsewinkel und Mari-
enfeld vom 31.8.1971. Vgl. auch Ka gt,  
a 02/03a-201, neue Westfälische vom 
23.8.1971, am Bau des neuen Kreises gü-
tersloh gleich mitarbeiten, sowie Westfa-
len-Blatt vom 24.8.1971, Schon jetzt nach 
gütersloh.

62  Ka gt, a 02/03a-201, Die glocke vom 
2.9.1971, Das amt harsewinkel will echte 
Wahlmöglichkeiten. Vgl. auch ebd., neue 
Westfälische vom 2.9.1971, Verpaßt 
harsewinkel die neugliederungschance?

63  Sta hW, D 72, aktenvermerk zum treffen 
im Innenministerium, 27.9.1971.

64  Ka gt, a 02/03a-196, Vorschlag des In-
nenministers des landes nord-
rhein-Westfalen, 15.11.1971.

46  ebd., Schreiben Oberkreisdirektor Dr. 
Schnettler an MdB Windelen, 23.3.1967. 
Siehe auch ebd., antwortschreiben MdB 
Windelen, 31.3.1967.

47  ebd., aktenvermerk Oberkreisdirektor Dr. 
Schnettler, 18.11.1969

48  ebd., Schreiben Oberkreisdirektor Dr. 
Schnettler an Direktor leidinger, 
24.4.1970.

49  ebd., Schreiben Oberkreisdirektor Dr. 
Schnettler und landrat Dr. höchst an 
landrat Ostmeyer und Oberkreisdirektor 
Baltzer, 3.7.1970.

50  Ka gt, a 02/03a-199, Die glocke vom 
1.2.1971, Kein allgemeines Rezept bei Re-
formen. Vgl. auch ebd, neue Westfälische 
vom 1.2.1971, landrat Paul lakämper zur 
neugliederung: „harsewinkel muß selb-
ständig bleiben“.

51  Ka Waf, Kreis Warendorf alt, haupt- 
amt nr. 148, aktenvermerk Oberkreis- 
direktor Dr. Schnettler über eine Be- 
sprechung mit den landtagsabge- 
ordneten hoberg (liesborn) und  
faust (ahlen), 28.1.1971.

52  Ka gt, a 02/03a-199, Die glocke vom 
3.4.1971, erstes Sondierungsgespräch 
brachte noch keine Klarheit. Vgl. auch 
ebd., neue Westfälische vom 3.4.1971, 
Köstering auf „Spähtrupp in harse- 
winkel, und Die glocke vom 3.4.1971,  
Die neuordnung kommt zu früh.

53  Ka gt, a 02/03a-195, Resolution zum  
geheimen Sondierungsgespräch über  
die neugliederung, o.D. [handschriftlich 
april 1971 mit fragezeichen ergänzt].

54  Ka gt, a 02/03a-199, neue Westfälische 
vom 10.4.1971, SPD-Mehrheit für güters- 
loh.

55  Ka gt, a 02/03a-200, Die glocke vom 
24.7.1971, glocke-leser sagen ihre  
Meinung. Vgl. auch ebd., Westfalen-Blatt 
vom 24.7.1971, eindeutig für gütersloh,  

65  Ka gt, a 02/03a-196, Schreiben und  
aktenvermerk des amtsdirektors von 
harsewinkel, 23.11.1971.

66  Ka gt, a 02/03a-196, niederschrift  
über die Sitzung des Stadtrates harse- 
winkel vom 30.11.1971. Vgl. auch a 
01/02b-671, neue Westfälische vom 
3.11.1971, CDU-Ratsherren ergreifen  
erneut die Initiative.

67  Ka gt, a 02/03a-201, Die glocke vom 
2.12.1971, glückliche lösung ohne 
glücksgefühle. Vgl. auch ebd., neue 
Westfälische vom 2.12.1971, harsewinkel 
begrüßt anschluß an gütersloh.

68  Ka Waf, Kreis Warendorf alt, hauptamt 
nr. 155, neuer emsbote vom 2.12.1971, 
Mit neuen liebhabern ganz intim. harse-
winkel verläßt das elternhaus.

69  Ka gt, a 02/03a-201, Westfalen-Blatt 
vom 15.12.1971, Marienfeld hat keine  
einwände.

70  Sta hW, PR 61, niederschrift über die  
Sitzung des gemeinderates greffen vom 
31.1.1972.

71  Schloß holte-Stukenbrock war mit dem 
„gesetz zur neugliederung des Kreises 
Wiedenbrück und von teilen des Kreises 
Bielefeld“ vom 4. Dezember 1969 aus den 
gemeinden Schloß holte (Kreis Wieden-
brück) und Stukenbrock (Kreis Pader-
born) gebildet und dem Kreis Bielefeld  
zugeordnet worden.

72  Ka gt, a 02/03a-199, Westfalen-Blatt 
vom 1.10.1970, auflösung des Kreises  
unumgänglich. Vgl. auch ebd., Die 
 glocke vom 30.9.1970, lakämper:  
Die Stadt Bielefeld muß radikal ver- 
größert werden.

73  Stadtarchiv Schloß holte-Stukenbrock 
[im folgenden Sta ShS], C 10 nr. 306, 
auszug aus der niederschrift über die  
Sitzung des gemeinderates Schloß  
holte-Stukenbrock vom 2.12.1970.
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74  Ka gt, a 02/03a-199, Die glocke vom 
26.1.1971, name Schloß holte-Stuken-
brock bleibt vorerst.

75  Sta ShS, C 10 nr. 370, niederschrift über 
die Sitzung des gemeinderates Schloß 
holte-Stukenbrock vom 25.1.1971, S. 4.

76  Sta ShS, C 10 nr. 306, ausführungen  
des herrn leitenden Ministerialrat  
Köstering am 15.2.1971 vor dem Ober- 
bürgermeister und dem Oberstadt- 
direktor der Stadt Bielefeld und den  
landräten und Oberkreisdirektoren  
des neugliederungsraumes Bielefeld,  
o.D.

77  Ka gt, a 02/03a-194, neue Westfälische 
vom 17.2.1971, Schloß holte/Stukenbrock 
hält am landkreis Bielefeld fest.

78  Sta ShS, C 10 nr. 370, niederschrift über 
die Sitzung des gemeinderates Schloß 
holte-Stukenbrock vom 16.2.1971, S. 4. 
ein empfang der Kommission beim  
Innenmister kommt nicht zustande,  
vgl. Sta ShS, C 10 nr. 306, antwort-
schreiben des Innenmisters von nRW  
an den gemeindedirektor von Schloß  
holte-Stukenbrock, 15.6.1971, sowie  
Sta ShS, C 10 nr. 370, niederschrift  
über die Sitzung des gemeinderates 
Schloß holte-Stukenbrock vom 22.6.1971, 
S. 9.

79  Ka gt, a 02/03a-194, neue Westfälische 
vom 17.2.1971, Schloß holte/Stukenbrock 
hält am landkreis Bielefeld fest. Siehe 
auch ebd., Westfalen-Blatt vom 18.2.1971, 
erst nach Bielefeld – dann nach Wieden-
brück?

80  Sta ShS, C 10 nr. 310, niederschrift der 
aufzeichnung der Kreistagssitzung des 
Kreises Bielefeld vom 8.3.1971, S. 36, 113, 
114, 122.

81  laV R, nW 264 nr. 192, Schreiben  
eines einwohners aus Stukenbrock  
an Ministerpräsident Kühn, 23.3.1971.

90  Sta ShS, C 10 nr. 306, Keine zweite 
„Panne“ mit Schloß holte-Stukenbrock. 
Vgl. auch Ka gt, a 02/03a-203, neue 
Westfälische vom 21.3.1972, „anonym“ 
sowie neue Westfälische vom 24.3.1972, 
Dr. v. Winterfeldt: Ich fand namen über-
flüssig.

91  Ka gt, a 02/03a-203, Die glocke vom 
23.3.1972, Mit Stukenbrocker Mehrheit 
für den anschluß an neuen Kreis Pader-
born.

92  Vgl. Ka gt, a 02/03a-203, Die glocke 
vom 28.4.1972, neugliederungsdebatte 
ohne entscheid. Siehe auch Sta ShS, C 10 
nr. 306, auszug aus der niederschrift 
über die Sitzung des gemeinderates 
Schloß holte-Stukenbrock vom 26.4.1972.

93  Ka gt, a 01/02b-671, neue Westfälische 
vom 5.1.1972, In den Ministerialbüros wird 
am Bielefeld-gesetz fleißig gearbeitet. 

94  ltnRW, Plenarprotokoll 7/46 vom 
25.4.1972, S. 1688-1704 (Zitate S. 1689, 
1693, 1702). Vgl. auch Ka gt, a 02/03a-
197, ausschnitt aus landkreistag nW,  
nr. 9/72 sowie Ka gt, a 02/03a-213, 
landtag Intern nr. 12/3/7, S. 4.

95  ltnRW, ausschussprotokoll 7/748,  
Protokoll der 20. Sitzung des ausschus-
ses für Verwaltungsreform vom 9.5.1972, 
S. 1, 23-25. Vgl. auch ebd., ausschuss- 
protokoll 7/749, Protokoll der 21. Sitzung 
des ausschusses für Verwaltungsreform 
vom 9.5.1972. 

96  ltnRW, ausschussprotokoll 7/748, Pro- 
tokoll der 20. Sitzung des ausschusses  
für Verwaltungsreform vom 9.5.1972, S. 5.

97  ebd., S. 14.
98  ebd., S. 20.
99  ltnRW, Zuschrift 7/968, Resolution der 

fraktion der Sozialdemokratischen Partei 
im gemeinderat Schloß holte-Stuken-
brock zum Bielefeld-gesetz, 8.5.1972.

82  ebd., antwortschreiben des Chefs der 
Staatskanzlei, Prof. Dr. halstenberg, 
15.6.1971.

83  Ka gt, a 02/03a-199, Westfalen-Blatt 
vom 12.3.1971, Schloß holte-Stukenbrock 
zum großkreis Paderborn?

84  Ka gt, a 02/03a-200, Westfalen-Blatt 
vom 23.4.1971, Schloß holte-Stukenbrock 
zum künftigen großkreis Paderborn?  
Vgl. auch ebd., neue Westfälische/Senner 
tageblatt vom 22.4.1971, Kreistag Pader-
born möchte großgemeinde wieder zu-
geordnet haben. 

85  Sta ShS, C 10 nr. 306, auszug aus dem 
Vorschlag des Innenministers des landes 
nordrhein-Westfalen vom 19.7.1971 zur 
neugliederung der gemeinden und Kreise 
des neugliederungsraumes Bielefeld. Vgl. 
auch Ka gt, a 02/03a-199, Die glocke 
vom 20.7.1971, Willy Weyers Wille: Kreis 
gütersloh.

86  Ka gt, a 02/03a-200, neue Westfälische 
vom 26.7.1971, nicht Kreis gütersloh,  
sondern Kreis Bielefeld. Vgl. auch ebd., 
Westfalen-Blatt vom 26.7.1971, noch  
nicht einmal eine grundkonzeption. 

87  Ka gt, a 02/03a-201, Westfalen-Blatt 
vom 20.8.1971, „Schloß holte-Stuken-
brock tendiert nach Bielefeld“.

88  Ka gt, a 02/03a-201, Westfalen-Blatt 
vom 9.9.1971, SPD-fraktion bei Kühn.

89  Ka gt, a 02/03a-201, Die glocke vom 
15.10.1971, neugliederung riß die alte 
Kluft zwischen Schloß holte und Stuken-
brock wieder auf. Vgl. auch a 02/03a-199, 
Die glocke vom 13.10.1971, Kampfab- 
stimmung: 13 für gütersloh, 12 für  
Paderborn, und neue Westfälische vom 
13.10.1971, eine Stimme gab den aus-
schlag. Siehe auch Sta ShS, C 10 nr. 370, 
niederschrift über die Sitzung des ge-
meinderates Schloß holte-Stukenbrock 
vom 11.10.1971, S. 2-3.

100  ltnRW, Zuschrift 7/971, Stellungnahme 
aller CDU-Ratsherren aus dem Ortsteil 
Stukenbrock der gemeinde Schloß  
holte-Stukenbrock zu dem entwurf  
des gesetzes zur neugliederung der ge-
meinden und Kreise des neugliederungs-
raumes Bielefeld, o.D.

101  ltnRW, ausschussprotokoll 7/748,  
Protokoll der 20. Sitzung des ausschus-
ses für Verwaltungsreform vom 9.5.1972, 
S. 21-23.

102  ltnRW, ausschussprotokoll 7/775,  
Protokoll der 23. Sitzung des ausschusses 
für Verwaltungsreform vom 31.5.1972; 
ausschussprotokoll 7/810, Protokoll der 
24. Sitzung des ausschusses für Ver- 
waltungsreform vom 21.6.1972; aus-
schussprotokoll 7/816, Protokoll der  
25. Sitzung des ausschusses für Ver- 
waltungsreform vom 12.9.1972; Druck- 
sache 7/2012, Bericht des ausschusses 
für Verwaltungsreform zur 2. lesung  
des entwurfs eines gesetzes zur neu- 
gliederung der gemeinden und Kreise  
des neugliederungsraumes Bielefeld, 
12.9.1972.

103  Ka gt, a 02/03a-202, Die glocke vom 
27.9.1972, großkreis gütersloh ist sicher.

104  ltnRW, Plenarprotokoll 7/55 vom 
26.9.1972, S. 2062-2086 (Zitate S. 2062 
und 2066). Vgl. auch Ka gt, a 02/03a-
213, landtag Intern 22/1972, landtag  
verabschiedete Bielefeld-gesetz sowie 
Ka gt, a 02/03a-205, landtag nord-
rhein-Westfalen, Drucksache 7/2076  
vom 25.9.1972.

105  Vgl. ltnRW, Plenarprotokoll 7/57 vom 
28.9.1972, S. 2132.
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Eine Veröffentlichung des Kreisarchivs Gütersloh

studierte geschichte, Politikwissenschaft und 
germanistik an der Rheinischen friedrichs- 
Wilhelms-Universität Bonn. anschließend  
absolvierte er eine ausbildung zum Diplom- 
archivar am landesarchiv Baden-Württemberg. 
Von 2007 bis 2011 war er Stadtarchivar von 
erftstadt, seit 2011 leitet er das Kreisarchiv  
gütersloh. für das heimatjahrbuch des Kreises 
gütersloh ist er redaktionell verantwortlich. 
Zahlreiche aufsätze zur Orts- und Regional- 
geschichte und zu archivfachlichen themen  
hat er veröffentlicht.

RALF OTHENGRAFEN M.A.
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R A L F  O T H E N G R A F E N

BROScHüREN  
AuS DEM  
KREISARcHIV  
GüTERSLOH
Bisher sind folgende Broschüren durch das 
Kreisarchivherausgebracht worden. Sie  
sind im Kreisarchiv erhältlich und stehen  
unter www.kreis-guetersloh.de/archiv  
auch als Download zur Verfügung.

HELGA SCHOEN

„   Meine liebe gute Hanna …  “
BRIEFE VON PETER AUGUST BÖCKSTIEGEL AN SEINE  

VERLOBTE WÄHREND DES ERSTEN WELTKRIEGES

RALF OTHENGRAFEN 

„Den Landrat als ihren  
natürlichen Ratgeber zu betrachten“

DIE GESCHICHTE DES KREISES GÜTERSLOH UND SEINER  
VORGÄNGERKREISE HALLE (WESTF.) UND WIEDENBRÜCK

RALF OTHENGRAFEN

KATJA KOSUBEK  ·   WOLFGANG KOSUBEK  ·   RALF OTHENGRAFEN (BEARB.)

ARBEITSMIGR ATION  
IM KREIS GÜTERSLOH  
VON 1955 B IS 1973

NORBERT ELLERMANN

Ralf OthengRafen

DIE SPANIScHE  
GRIPPE IM KREIS  
GüTERSLOH

gütersloh 2021

helga SchOen

MEINE LIEBE  
GuTE HANNA…

Briefe von Peter august  
Böckstiegel an seine Verlobte 
während des ersten Welt- 
krieges, gütersloh 2016

Ralf OthengRafen

DEN LANDRAT ALS  
IHREN NATüRLIcHEN 
RATGEBER Zu  
BETRAcHTEN. 

Die geschichte des Kreises gü-
tersloh und seiner Vorgänger-
kreise halle (Westf.) und Wieden-
brück, gütersloh 2016

Ralf OthengRafen

EINE EHRENPFLIcHT 
GEGENüBER DEM  
VATERLANDE 

Die militärische Vorbereitung 
der Jugend im Kreis güters- 
loh während des ersten Welt- 
krieges, gütersloh 2020

Katja KOSubeK /  
WOlfgang KOSubeK /  
Ralf OthengRafen (beaRb.) 

HINAuS ZuM  
KAMPFE… 

Die Chronik des haller  
Rektors Christian frederking  
zum ersten Weltkrieg,  
gütersloh 2020

Ralf OthengRafen

MARATHON  
STATT SPRINT

Der lange Weg zum  
Kreishaus gütersloh,  
gütersloh 2022

nORbeRt elleRmann

EIN KOFFER  
VOLL HOFFNuNG

arbeitsmigration im  
Kreis gütersloh von 1955  
bis 1973, gütersloh 2023





Zum 1. Januar 1973 wird der Kreis gütersloh  
aus den Kreisen halle (Westf.) und Wieden- 
brück sowie der Stadt harsewinkel und der  
gemeinde Schloß holte-Stukenbrock gebildet. 
Doch der Weg bis zur gründung ist nicht  
konfliktfrei. Wie laufen die Diskussionen ab?  
Wo gibt es Unterstützung und wer leistet  
Widerstand? Wie groß ist der entscheidungs-
spielraum der beteiligten Kreise und Kommunen 
überhaupt? Diesen fragen geht die Broschüre 
anlässlich des 50jährigen Jubiläums des Kreises 
gütersloh nach.

Kreisarchiv Gütersloh


